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Hinweis 
Die nachfolgenden Ausführungen basieren auf den im Zeitpunkt der Erarbeitung vorhandenen 
Quellen. Es handelt sich um erste Lösungsansätze, welche in einem späteren Zeitpunkt an weitere 
Erkenntnisse und Erfahrungen in der Praxis angepasst werden können. 
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1. Aufdeckung der stillen Reserven bei Statusverlust 

1.1. Beteiligungsabzug auf Kapitalgewinnen bei Beteiligungen aus der Zeit der Status-
besteuerung 

Sachverhalt 

Die X-AG wurde bis am 31. Dezember 2019 bei den kantonalen Gewinnsteuern als Holdinggesellschaft 
besteuert und verkauft im Jahr 2023 für CHF 1.0 Mio. die Beteiligung an der A-AG. Der Gewinnsteuerwert 
der Beteiligung A-AG beträgt im Verkaufszeitpunkt CHF 500'000 und die Gestehungskosten bei der di-
rekten Bundessteuer CHF 700'000. Per 31. Dezember 2019 betrug der Gewinnsteuerwert ebenfalls CHF 
500'000. Die X-AG hat keine stillen Reserven wegen des Verlustes des Status als Holdinggesellschaft 
deklariert. 

Fragestellungen 

a. Wie hoch ist der dem Beteiligungsabzug unterliegende Bruttoertrag bei der direkten Bundessteuer? 

b. Wie hoch ist der dem Beteiligungsabzug unterliegende Bruttoertrag bei den Kantons- und Gemeinde-
steuern? 

c. Wie hoch ist der dem Beteiligungsabzug unterliegende Bruttoertrag bei der direkten Bundessteuer bzw. 
bei den Kantons- und Gemeindesteuern, wenn die X-AG nachweisen kann, dass der Marktwert der Be-
teiligung im Zeitpunkt des Statusverlustes CHF 650'000 betrug? 

Lösungsansatz 

a. Bei der direkten Bundessteuer unterliegt die Differenz zwischen dem Verkaufspreis von CHF 1.0 Mio. 
und den Gestehungskosten von CHF 700'000, somit CHF 300'000, dem Beteiligungsabzug (Bruttoertrag) 
gemäss Art. 70 Abs. 4 Bst. a DBG. Bei der Differenz zwischen den Gestehungskosten von CHF 700‘000 
und dem Gewinnsteuerwert von CHF 500‘000 handelt es sich um wiedereingebrachte Abschreibungen 
(Wertberichtigungen), welche als Gewinn steuerbar sind. 

b. Bei den Kantons- und Gemeindesteuern stellt sich die Frage nach dem Verkehrswert der Beteiligung an 
der A-AG im Zeitpunkt des Statusverlustes. Aufgrund der Tatsache, dass im Zeitpunkt des Statusverlus-
tes keine stillen Reserven deklariert wurden, kann davon ausgegangen werden, dass der Verkehrswert 
dem Gewinnsteuerwert entsprochen hat und sich die Gestehungskosten somit auf CHF 500'000 reduziert 
haben. Der dem Beteiligungsabzug unterliegende Bruttoertrag würde sich somit auf CHF 500'000 belau-
fen. 

c. Bei der direkten Bundessteuer beträgt der dem Beteiligungsabzug unterliegende Bruttoertrag unverän-
dert CHF 300'000. Bei den Staats- und Gemeindesteuern kann die Reduktion der Gestehungskosten 
auf den Verkehrswert im Zeitpunkt des Statusverlustes geltend gemacht werden. Dem Beteiligungsab-
zug würde somit ein Bruttoertrag von CHF 350'000 unterliegen. Bei der Differenz zwischen den Geste-
hungskosten von CHF 650'000 und dem Gewinnsteuerwert von CHF 500'000 handelt es sich um wie-
dereingebrachte Abschreibungen (Wertberichtigungen), die unter dem Status als Holdinggesellschaft 
nicht steuerwirksam waren. 
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1.2. Aktienstreubesitz ohne beobachtbaren Marktwert 

Sachverhalt 

Die X-AG wurde bis am 31. Dezember 2019 bei den kantonalen Gewinnsteuern als Holdinggesellschaft be-
steuert. Neben massgeblichen Beteiligungen hält die X-AG Aktien ohne beobachtbaren Marktpreis (Art. 960b 
OR) mit Beteiligungsquoten von unter 10% und einem Anschaffungs- bzw. Buchwert von CHF 25 Mio. Per 
31. Dezember 2019 deckt die Gesellschaft die stillen Reserven auf diesen Aktien von CHF 10 Mio. bei den 
kantonalen Gewinnsteuern auf. Die X-AG veräussert die Aktien nach Ablauf von fünf respektive zehn Jahren 
für CHF 40 Mio. und erzielt dabei einen handelsrechtlich massgebenden Buchgewinn von CHF 15 Mio. 

Fragestellung 

Wie hoch ist der steuerbare Reingewinn aus dem Verkauf bei den Kantons- und Gemeindesteuern? 

Lösungsansatz 

Beim vorliegenden Sachverhalt sind je nach der in den einzelnen Kantonen vorgesehenen gesetzlichen Re-
gelung folgende drei Besteuerungsvarianten zu unterscheiden: 

 In Kantonen, welche nur die Sondersteuerlösung kennen, unterliegen die realisierten stillen Reserven 
aus der Zeit der Holdingbesteuerung auf dem Streubesitz der Sondersteuer zum reduzierten Steuersatz. 
Im vorliegenden Fall würden somit CHF 15 Mio. zum ordentlichen Satz besteuert, da der Gewinn nach 
Ablauf der Übergangsfrist von fünf Jahren realisiert wird. 

 In Kantonen, welche auch die Aufdeckungslösung anwenden, besteht die Möglichkeit, die stillen Reser-
ven per 31.Dezember 2019 gewinnsteuerunwirksam aufzudecken und je nach kantonaler Praxis inner-
halb von fünf oder zehn Jahren steuerwirksam „abzuschreiben“ oder neue Wertberichtigungen geltend 
zu machen, sofern diese geschäftsmässig begründet sind. Der Aufwertungsbetrag verfällt innerhalb von 
fünf oder zehn Jahren, da eine diesbezügliche gesetzliche Regelung besteht. Somit würden in diesen 
Kantonen CHF 15 Mio. ordentlich besteuert, da der Aufwertungsbetrag im Zeitpunkt der Realisation ver-
fallen ist. 

 In Kantonen ohne gesetzliche Regelung zum Verfall der aufgedeckten stillen Reserven dürfte eine Be-
steuerung der per 31. Dezember 2019 aufgedeckten stillen Reserven von CHF 10 Mio. schwierig durch-
zusetzen sein. Es würden somit CHF 5 Mio. ordentlich besteuert. 
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1.3. Stille Reserven auf Beteiligungen aus der Zeit der Statusbesteuerung: Fehlende 
Qualifikation für den Beteiligungsabzug auf Kapitalgewinnen 

Sachverhalt 

Die X-AG ist ein Zusammenschluss von 8 Aktionären, welche je 12.5% an dieser Gesellschaft halten. Sie 
bezweckt den Verleih von Baumaschinen an die Gesellschaften der Aktionäre, aber auch an Dritte. Da sie 
mehrheitlich die Maschinen an Dritte vermiete. Die X-AG hat hohe Gewinne erzielen können und verfügt 
somit über bedeutende Reserven. Der Unternehmenswert liegt einiges über dem Buchwert. 

Einer der Aktionäre ist die Alpha Holding AG. Sie hält 12.5% der X-AG. Da gemäss STAF auf Beteiligungen 
die stillen Reserven nicht offengelegt werden können, können keine stillen Reserven mittels Feststellungs-
verfügung festgehalten werden. 

Im Jahr 2024 wird nun im Rahmen der Erweiterung des Aktionariats der X-AG ein weiterer Aktionär aufge-
nommen und alle bisherigen Aktionäre müssen dem neuen Aktionär 1.5% ihrer Aktien abtreten. Diese Ab-
tretung erfolgt zum inneren Wert, der einiges über dem Buchwert liegt. Alpha Holding AG erzielt aus dieser 
Veräusserung einen hohen Buchgewinn.  

Fragestellung 

Werden die durch den Verkauf der Beteiligung realisierten stillen Reserven ordentlich besteuert, obwohl sie 
unter dem Status als Holdinggesellschaft entstanden sind?  

Lösungsansatz 

Der Buchgewinn unterliegt nicht dem Beteiligungsabzug auf Kapitalgewinnen, da die veräusserte Beteiligung 
weniger als 10% des Grund- oder Stammkapitals beträgt (Art. 28 Abs. 1bis StHG). Weiter konnte die Alpha 
Holding AG die stillen Reserven auf der Beteiligung weder gewinnsteuerunwirksam aufdecken noch für die 
spätere Sonderbesteuerung nach Art. 78g StHG geltend machen, da stille Reserven auf qualifizierenden 
Beteiligungen gemäss Art. 28 Abs. 1bis StHG zufolge (indirekter) Freistellung späterer Buchgewinne von die-
ser Behandlung ausgeschlossen sind. 

Indes steht es nach den allgemeinen Regeln der Beweislastverteilung der verkaufenden  Alpha Holding AG 
frei, auch im Zeitpunkt der Veräusserung den Nachweis zu erbringen, dass die stillen Reserven unter dem 
Status als Holdinggesellschaft entstanden sind und im Zeitpunkt des Statusverlustes – bedingt durch die 
Steuersystematik und nicht durch den Gesetzestext von Art. 78g StHG - nicht aufgedeckt werden konnten. 
Gelingt der Gesellschaft dieser Nachweis, wären die realisierten stillen Reserven, obwohl der Verkauf nicht 
für den Beteiligungsabzug qualifiziert, von der Besteuerung auszunehmen.  

Einschränkend muss aber festgehalten werden, dass hier grundsätzlich ein kantonaler Freiraum besteht. So 
kann auch argumentiert werden, dass bei einem Statuswechsel einer ordentlich besteuerten zu einer 
Holdinggesellschaft ebenfalls nur über die stillen Reserven auf Streubesitz und nicht über jenen auf 
Beteiligungen abgerechnet würde.  
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Variante  

Die Alpha Holding AG erleidet in den Jahren 2022 und 2023 als Folge von einmaligen Wertberichtigungen 
grössere Verluste, welche in die Steuerperiode 2025 zur Verrechnung vorgetragen werden können. Im Jahr 
2025 veräussert sie die gesamte Beteiligung an der X-AG mit einem Buchgewinn. 

Fragestellung 

Ergeben sich aus diesem Sachverhalt übergangsrechtliche Besonderheiten? 

Lösungsansatz 

Der Buchgewinn aus der Veräusserung der Beteiligung an der X-AG unterliegt mit einem Anteil von noch 
11% dem Beteiligungsabzug nach Art. 28 Abs. 1bis StHG. Der Beteiligungsabzug greift aber nur, wenn 
nach Verrechnung der Vorjahresverluste 2022 und 2023 noch ein steuerbarer Reingewinn verbleibt. Damit 
gehen die stillen Reserven aus der Zeit der Holdingbesteuerung im Rahmen der Vorjahresverlustverrech-
nung auf.  

Das gleiche Ergebnis würde sich auch bei einer vor 31.12.2019 ordentlich besteuerten Gesellschaft erge-
ben, welche stille Reserven auf einer verkauften Beteiligung realisiert und in dieser Steuerperiode noch 
verrechenbare Verluste geltend macht. Insofern handelt es sich bei diesem Tatbestand nicht um ein über-
gangsrechtliches Problem im Zusammenhang mit dem Verlust des kantonalen Steuerstatus, sondern das 
Ergebnis hängt mit der Methode des Beteiligungsabzugs nach Art. 28 StHG und seinem Zusammenspiel 
mit der Vorjahresverlustverrechnung zusammen.  

An diesem Ergebnis würde sich selbst dann nichts ändern, wenn die stillen Reserven auf der Beteiligung 
an der X-AG per 31.12.2019 (systemwidrig) zur späteren Sonderbesteuerung nach Art. 78g StHG hätten 
deklariert werden können, da infolge der Vorjahresverlustverrechnung in der Steuerperiode 2025 (1.1.-
31.12.) kein Reingewinn zur Besteuerung anfällt. 
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2. Patente und vergleichbare Rechte 

2.1. Vermögensübertragung von Patenten mit Kantonswechsel 

Sachverhalt 

Die X-AG mit Sitz im Kanton A überträgt im Rahmen einer konzerninternen Vermögensübertragung im Jahr 
2022 ein Patent zum Gewinnsteuerwert von CHF 1 (in vergangenen Steuerperioden bereits berücksichtigter 
F&E Aufwand von CHF 9'999'999) auf ihre Schwestergesellschaft, die Y-AG mit Sitz im Kanton B. Die Vo-
raussetzungen für eine steuerneutrale Übertragung nach Art. 24 Abs. 3quater StHG sind erfüllt. Per 1. Januar 
2023 beantragt die Y-AG die Besteuerung nach Art. 24b StHG (Patentbox). 

Fragestellungen 

a. In welchem Kanton, respektive in welcher Gesellschaft wird der Eintritt in die Patentbox besteuert und in 
welchem Umfang? 

b. Ändert sich etwas in Bezug auf die Besteuerung nach Art. 24b Abs. 3 StHG, wenn die F&E Aufwendungen 
nicht der Erfolgsrechnung belastet, sondern aktiviert wurden und der Gewinnsteuerwert bei der Übertra-
gung CHF 10 Mio. beträgt? 

c. Inwiefern beeinflusst eine solche Vermögensübertragung den Nexusquotient? 

Lösungsansatz 

a. Massgebend für die Besteuerung des bisherigen F&E Aufwands ist die Steuerpflicht im Kanton, in wel-
chem die Patentbox erstmals geltend gemacht wird. Eine Nachbesteuerung in der abtretenden Gesell-
schaft würde eine entsprechende Besteuerungskompetenz in den Umstrukturierungsnormen (Art. 24 
Abs. 3 ff StHG) erfordern. Eine solche würde im Widerspruch zum Zweck des Vereinfachungsgesetzes 
(Verbot der Wegzugsbesteuerung über die Kantonsgrenze nach Art. 24 Abs. 2 Bst. b StHG) stehen. Auch 
eine Steuerumgehung liegt nicht vor, da auf Stufe Steuerbemessungsgrundlage keine Steuerersparnis 
vorliegt. Die Steuerneutralität der Vermögensübertragung führt in der Konsequenz zur Faktorenaddition, 
womit der bei der übertragenden Gesellschaft angefallene, bisherige F&E-Aufwand im Zeitpunkt des Bo-
xeneintritts bei der übernehmenden Gesellschaft besteuert wird. Vorliegend könnte somit der Kanton B 
bei der Y-AG CHF 9'999'999 beim Boxeneintritt besteuern. 

b. Da, vor Vermögensübertragung, der bisherige F&E Aufwand von CHF 9'999'999 vollständig aktiviert und 
somit nicht erfolgswirksam verbucht wurde, fallen keine anderen Steuerfolgen beim Boxeneintritt an. 
Wurde jedoch im Kanton A ein Zusatzabzug gemäss Art. 25a StHG gewährt, muss dieser Betrag bei der 
Berechnung der Eintrittskosten für die Patentbox berücksichtigt werden. 

c. Zufolge Gewinnsteuerneutralität der Vermögensübertragung muss im Sinn einer Faktorenübernahme für 
die Berechnung des NEXUS-Quotienten auf den seinerzeitigen F&E-Aufwand (ohne Berücksichtigung 
eines allfälligen Zusatzabzugs) nach dem massgebenden Recht des Kantons der abtretenden Gesell-
schaft zurückgegriffen werden. 
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2.2. „Pseudopatente“ 

Problemstellung 

Nach Art. 1 Abs. 1 der Verordnung über die ermässigte Besteuerung von Gewinnen aus Patenten und ver-
gleichbaren Rechten (nachstehend Patentboxverordnung) kann die ermässigte Besteuerung ab Erteilung 
des Patentes beantragt werden. Nach Art. 24a StHG gelten als Patente (auch) Patente nach dem Patentge-
setz vom 25. Juni 1954. Die Neuheit von Erfindungen wird im schweizerischen Prüfungsverfahren anders als 
beim Verfahren in Europa und bei der PCT-Anmeldung nicht geprüft. Daher kann in der Schweiz grundsätz-
lich auch ein Patent für eine Erfindung erteilt werden, die nicht neu ist. Daraus entsteht unter Umständen ein 
illusorischer Schutz, weil das Patent als nichtig erklärt werden kann, wenn ein Dritter gerichtlich gegen den 
Neuheitsanspruch vorgeht1. Nach Art. 1 Abs. 3 der Patentboxverordnung hat es auf die Besteuerung in den 
vorangegangenen Steuerperioden keinen Einfluss, wenn der Schutz des Patents rückwirkend entfällt. 

Wenig margenträchtige Produkte, die Patente enthalten, profitieren insofern nicht von der privilegierten Be-
steuerung in der Patentbox, als dass zur Berechnung des qualifizierenden Gewinns die Kosten zuzüglich 
eines Kostenaufschlages von 6% in Abzug zu bringen sind (vgl. Art. 3 Abs. 1 lit. a der Patentboxverordnung). 

Fragestellung 

Können die Steuerbehörden im Einzelfall, in dem sie Zweifel hegen, von den Steuerpflichtigen verlangen, 
dass diese trotz Eintragung des "Patents" nach Patentgesetz nachweisen, dass das Patent auch die materi-
ellen Voraussetzungen an ein Patent (Stichwort Neuartigkeit, vgl. dazu oben) erfüllt? 

Lösungsansatz 

Die Steuerbehörde anerkennt ein Patent, wenn ein solches nach Patentgesetz eingetragen ist und hinterfragt 
dies grundsätzlich nicht. Aufgrund des Sinns (Ratio Legis) der steuergesetzlichen Normen zur Besteuerung 
des Ergebnisses aus Patenten und/oder des allgemeinen Verbots des Rechtsmissbrauchs (Art. 2 ZBG), der 
auch im Steuerrecht Anwendung findet, kann die Steuerbehörde in begründeten Einzelfällen, die privilegierte 
Besteuerung verweigern, falls die Pflichtige das Vorliegen eines echten Patentes nicht glaubhaft macht und 
Indizien für ein "Pseudopatent" vorliegen. 

 
Exkurs: Ob überhaupt eine Steuerumgehung vorliegen kann, wenn bei nachträglicher Aberkennung des Pa-
tentschutzes, keine rückwirkende Korrektur der Besteuerung gemäss Art. 24b StHG erfolgt, ist fraglich (Art. 
1 Abs. 3 Patentboxverordnung). Zudem ist unklar, ob die Rentabilität eines solchen Patents ausreicht um 
den Kostenaufschlag von 6% zu decken. 

 
 
 
  

 
1 Vgl. Broschüre Patentanmeldung des Instituts für geistiges Eigentum, Seite 4; https://www.ige.ch/fileadmin/user_up-
load/schuetzen/patente/d/PA_B_Patentanm_D_102018_bf.pdf 
 



 
 12 / 79  
 
 

2.3. Fusion einer ordentlich besteuerten Gesellschaft mit einer nach Art. 24b StHG 
besteuerten Gesellschaft 

Sachverhalt 

Die X-AG ist im Besitz des Patents A, dessen Erträge von CHF 4.0 Mio. (davon CHF 3.0 Mio. von Dritten) 
vollumfänglich in der Patentbox besteuert werden. Die Y-AG fertigt das Produkt Alpha und zahlt der X-AG 
für die Verwendung des Patents A eine Lizenz von CHF 1.0 Mio. Die Gesellschaften fusionieren per 1. Januar 
2023. Die neue Gesellschaft XY-AG macht die Besteuerung nach Art. 24b StHG geltend. 

Fragestellungen 

a. Kann die Besteuerung nach Art. 24b StHG auch für die Umsätze aus dem Produkt Alpha, welches das 
geschützte Patent A verwertet, geltend gemacht werden? 

b. Erfolgt die Berechnung des für die Besteuerung nach Art. 24b StHG qualifizierenden Reingewinns in zwei 
unterschiedlichen Boxen (Patent A und Produkt Alpha)? 

Lösungsansatz 

a. Da das Produkt Alpha das Patent A enthält, kann die Besteuerung nach Art. 24b StHG nach dem pro-
duktbezogenen Ansatz erfolgen. Es kommt die Residualmethode zur Anwendung. 

b. Da es sich im vorliegenden Fall um das gleiche Patent A handelt, erfolgt die Berechnung des qualifizie-
renden Reingewinns in einer Patentbox. Es gilt die gleiche Lebensdauer und der gleiche Nexusquotient, 
wobei die Berechnung für das Patent A nach der effektiven Methode und für das Produkt Alpha nach der 
Residualmethode erfolgt. 

 
Exkurs: Die konsequente Anwendung der Residualmethode, d.h. Produkterfolg für das Produkt Alpha bei der 
XY AG zuzüglich des Lizenzertrages von Dritten, führt dazu, dass die Aufwandkomponenten nicht verursa-
chungsgerecht zu den entsprechenden Ertragskategorien zugeordnet werden können. Das Festhalten am 
patentbezogenen Ansatz mit einer Spartenrechnung für den Erfolg aus dem Verkauf des Produkts Alpha und 
einer drittvergleichskonformen Lizenz zulasten der Spartenrechnung und zu Gunsten der Box wäre jedoch 
aufwändiger. 
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2.4. Besteuerung nach Art. 24b StHG nach einer Spaltung 

Sachverhalt 

Die XY-AG wird per 1. Januar 2021 in die Gesellschaften X-AG und Y-AG aufgespalten. Im 2022 macht die 
X-AG für das Patent B die Besteuerung nach Art. 24b StHG geltend. Die in der XY-AG verbuchten F&E 
Aufwendungen für das Patent B beliefen sich auf CHF 5 Mio. Die X-AG verbuchte bisher F&E Aufwendungen 
für das Patent B von CHF 0.5 Mio. 

Fragestellung 

Wie hoch sind die beim Eintritt in die Patentbox zu besteuernden, bisherigen F&E Aufwendungen? 

Lösungsansatz 

Die steuerneutrale Umstrukturierung nach Art. 24 Abs. 3 StHG führt zur Faktorenübernahme bei der X-AG, 
womit die bisherigen F&E Aufwendungen von CHF 5.5 Mio. besteuert werden. 
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2.5. Sitzverlegung in einen Kanton der für die Eintrittsbesteuerung nach Art. 24b Abs. 
3 StHG nicht die gleiche Methode anwendet 

Sachverhalt 

Die Pharma SA mit Sitz im Kanton VD beantragt per 1. Januar 2021 die Besteuerung nach Art. 24b StHG für 
das Patent C. Die für den Eintritt in die Patentbox qualifizierenden F&E Aufwendungen belaufen sich auf 
CHF 10 Mio. Im Geschäftsjahr 2021 erzielt die Gesellschaft in der Patentbox einen Reingewinn von CHF 1.5 
Mio. Der Kanton VD wendet zum Vollzug von Art. 24b Abs. 3 StHG die Verrechnungslösung an, mit der 
Folge, dass der Boxengewinn des Jahres 2021 noch ordentlich besteuert wird. Per 1. Januar 2022 verlegt 
die Gesellschaft ihren Sitz in den Kanton BS und hat keinen steuerlichen Anknüpfungspunkt mehr im Kanton 
VD. Der Kanton BS besteuert im Unterschied zum Kanton VD die für den Eintritt in die Patentbox qualifizie-
renden F&E Aufwendungen im Zeitpunkt des Eintritts. 

Fragestellungen 

a. Kann der Kanton VD die noch nicht besteuerten F&E Aufwendungen von CHF 8.5 Mio. im Zeitpunkt des 
Wegzugs in 2021 besteuern? 

b. Der Kanton BS erfasst ab dem Geschäftsjahr 2022 den erzielten Reingewinn in der Patentbox nur zu 
10% als Bemessungsgrundlage. Kann der Kanton VD die Differenz von 90% in den Folgejahren jeweils 
ordentlich bis zum Maximalbetrag von CHF 8.5 Mio. besteuern? 

c. Kann der Kanton BS die ermässigte Besteuerung in der Patentbox ab dem 1. Januar 2022 gewähren 
oder muss er die F&E Aufwendungen von CHF 10 Mio. zuerst nach Art. 24b Abs. 3 StHG besteuern? 

d. Kann der Kanton BS die Differenz zwischen den CHF 10 Mio. und den vom Kanton VD ordentlich be-
steuerten CHF 1.5 Mio. noch besteuern? 

Lösungsansatz 

a. Aufgrund von Art. 24 Abs. 2 Bst. b StHG kann der Kanton VD bei einem Wegzug in einen anderen Kanton 
die CHF 8.5 Mio. nicht besteuern. 

b. Im Kanton VD besteht nach dem Wegzug kein steuerlicher Anknüpfungspunkt mehr, womit eine Besteu-
erung der bisherigen F&E Aufwendungen ab 2022 durch den Kanton VD nicht mehr möglich ist. 

c. Aufgrund der gesetzlichen Grundlagen im Kanton BS muss dieser die ermässigte Besteuerung ab 2022 
gewähren. Art. 24b Abs. 3 StHG schreibt jedoch vor, dass die in den vergangenen Steuerperioden bereits 
berücksichtigten F&E Aufwendungen besteuert werden müssen. Aus diesem Grunde darf der Kanton BS 
die ermässigte Besteuerung erst gewähren, wenn der kumulierte Reingewinn aus Patenten den in den 
vergangenen Steuerperioden im Kanton VD bereits berücksichtigten F&E-Aufwand von CHF 10 Mio. 
übersteigt. 

d. In der Steuerperiode 2022 wendet der Kanton Basel-Stadt sein eigenes Recht an. Da das StHG in Art. 
24b Abs. 3 StHG für die Kantone zwingend vorschreibt, dass der Boxeneintritt zu besteuern ist, wird der 
Kanton Basel-Stadt die bisher nicht besteuerten F&E Aufwendungen im Umfang von CHF 8.5 Mio. mit 
dem Sondersatz besteuern. Die Pharma SA hat dabei den Nachweis zu erbringen, dass im Kanton Waadt 
bereits CHF 1.5 Mio. besteuert bzw. verrechnet worden sind. Kantone, die keine entsprechende gesetz-
liche Grundlage haben, können sich auf die direkt anwendbare Bestimmung des StHG berufen. 
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Fazit 

Art. 24b Abs. 3 StHG geht Art. 24 Abs. 2 Bst. b StHG vor. Massgebend im Einzelfall ist der Antrag bzw. der 
Zeitpunkt des Eintritts in die Patentbox. Dies führt im Ergebnis dazu, dass der Eintritt nach den gesetzlichen 
Grundlagen des Kantons im Zeitpunkt, in welchem der Antrag gestellt wird, erfolgt. Ob und in welchem Um-
fang bereits in anderen Kantonen eine Besteuerung des Eintritts erfolgt ist, ist durch den Steuerpflichtigen 
nachzuweisen. 

Exkurs: Nach Zürcher Praxis werden die Voraussetzungen für die ermässigte Besteuerung sowie die Höhe 
des bisherigen F&E Aufwandes erst geprüft, wenn die steuerpflichtige Gesellschaft geltend macht, dass der 
bisherige F&E Aufwand verrechnet worden ist und die Gesellschaft die ermässigte Besteuerung beantragt; 
was typischerweise erst nach vollständiger Verrechnung erfolgt. Wenn im Wegzugskanton tatsächlich kein 
Antrag gestellt wird, erfolgt der Boxeneintritt im Zuzugskanton Basel-Stadt in 2022, welcher den Boxeneintritt 
nach seinem Recht besteuern kann. 

Variante 1 

In Abweichung zum Grundsachverhalt hat die Pharma SA ihren Sitz im Kanton BS und verlegt diesen per 1. 
Januar 2022 in den Kanton VD. Der Kanton BS hat beim Eintritt in die Patentbox F&E Aufwendungen von 
CHF 10 Mio. gesondert besteuert. 

Fragestellungen Variante  

a. Muss der Kanton BS einen Teil der besteuerten F&E Aufwendungen von CHF 10 Mio. an den Kanton VD 
abtreten? 

b. Der Kanton VD kennt die gesonderte Besteuerung der F&E Aufwendungen im Zeitpunkt des Boxenein-
tritts nicht, sondern wendet die Verrechnungslösung an. Muss er trotzdem die ermässigte Besteuerung 
in 2022 gewähren oder kann er die noch nicht mit dem Reingewinn der Patentbox verrechneten F&E 
Aufwendungen von CHF 8.5 Mio. ordentlich besteuern? 

Lösungsansatz 

a. Für eine Besteuerung eines Teils der F&E Aufwendungen durch den Kanton Waadt fehlt die gesetzliche 
Grundlage. 

b. Sofern im Wegzugskanton eine Besteuerung nach Art. 24b Abs. 3 StHG erfolgt ist, muss der Zuzugskan-
ton die ermässigte Besteuerung gewähren. Vorliegend stellt sich die Frage, ob die vom Kanton BS ge-
wählte Methode zur Besteuerung der F&E Aufwendungen als StHG-konform betrachtet wird. Wenn nicht, 
könnte der Kanton VD gegebenenfalls die Besteuerung vornehmen. 

 

Variante 2 

In Abweichung zum Grundsachverhalt hat die Pharma SA ihren Sitz im Kanton FR und verlegt diesen per 1. 
Januar 2022 in den Kanton VD. Der Kanton FR hat beim Eintritt in die Patentbox den bisherigen F&E Auf-
wand von CHF 10 Mio. besteuert, und die Pharma SA hat eine entsprechende versteuerte Reserve in der 
Steuerbilanz geltend gemacht. 

Fragestellung Variante 2 

Bei der Verrechnungslösung wird keine versteuerte stille Reserve gebildet. Muss der Kanton VD trotzdem 
die Abschreibung der versteuerten stillen Reserve als geschäftsmässig begründeten Aufwand berücksichti-
gen? 
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Lösungsansatz 

Da die Besteuerung des Boxeneintritts im Kanton FR in Übereinstimmung mit Art. 24b Abs. 3 StHG erfolgte, 
muss der Kanton VD den Gewinnsteuerwert beim Zuzug berücksichtigen und in der Folge die Abschreibun-
gen zulassen. 
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2.6. Zusatzabzug F&E nach Art. 25a StHG und Besteuerung des bereits berücksichtig-
ten F&E Aufwands nach Art. 24b Abs. 3 StHG nach Sitzverlegung 

Sachverhalt 

Die Fumol SA mit Sitz im Kanton NE konnte in den Steuerperioden 2020 bis 2025 einen zusätzlichen Abzug 
F&E von 20% oder CHF 3.0 Mio. bei F&E Aufwendungen von total CHF 15 Mio. geltend machen. Die Ge-
sellschaft verlegt am 1. Januar 2026 ihren Sitz in den Kanton ZH (zusätzlicher Abzug von 50%) und verlangt 
die Besteuerung nach Art. 24b StHG.   

Fragestellungen 

a. Wie sind die für die Besteuerung nach Art. 24b Abs. 3 StHG massgebenden F&E Aufwendungen durch 
den Kanton ZH zu berechnen? 

b. Wie wäre der Sachverhalt im umgekehrten Fall, Sitzwechsel von ZH nach NE zu beurteilen? 

Lösungsansatz 

a. Die Berechnung des in den vergangenen Steuerperioden geltend gemachten zusätzlichen Abzugs für 
F&E Aufwendungen hat gemäss Art. 24b Abs. 3 StHG aufgrund des effektiv geltend gemachten Abzugs 
zu erfolgen. 

b. Es gilt das Gleiche wie unter Frage a. Der effektiv im Kanton ZH geltend gemachte zusätzliche Abzug für 
F&E Aufwendungen betrug CHF 7.5 Mio. und ist für die Besteuerung nach Art. 24b Abs. 3 StHG zu 
berücksichtigen. Dies gilt ebenfalls, wenn der Zuzugskanton den zusätzlichen Abzug nach Art. 24b StHG 
nicht kennt. 

Variante 

Die Gesellschaft profitierte in den Steuerperioden 2020 bis 2025 von einer Steuererleichterung nach Art. 5 
StHG von 50% im Kanton NE. Im Geschäftsjahr 2026 beantragt die Gesellschaft nach dem Sitzwechsel in 
den Kanton ZH die Besteuerung nach Art. 24b StHG. 

Fragestellung Variante  

Wie hoch sind die Eintrittskosten im Kanton ZH zu berechnen? 

Lösungsansatz Variante 

Die Steuererleichterung wurde auf dem Steuerbetrag und nicht auf der Steuerbemessungsgrundlage ge-
währt. Eine Nachbesteuerung der Steuererleichterungen rückwirkend über 10 Jahre im Zeitpunkt des Bo-
xeneintritts dürfte nicht einfach durchzusetzen sein, zeigt aber, dass inskünftig bei Gewährung von Steuer-
erleichterungen mit Vorteil eine Nachbesteuerungsklausel mit Bezug auf die Eintrittskosten in die Patentbox 
vorzusehen ist.  
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2.7. Interkantonale Sitzverlegung mit Boxeneintritt 

Sachverhalt 

Die MOVE SA hat ihren Sitz bis am 30. Juni 2021 im Kanton NE, verlegt ihn per 1. Juli 2021 in den Kanton 
FR und beantragt im 2021 für ein Produkt die Besteuerung nach Art. 24b StHG. Die für den Eintritt in die 
Patentbox zu besteuernden F&E Aufwendungen von CHF 1.0 Mio. wurden in den Geschäftsjahren 2018 bis 
2020 im Kanton NE steuermindernd geltend gemacht. Der Bilanzstichtag ist der 31. Dezember, und beide 
Kantone NE/FR besteuern den bisherigen F&E-Aufwand beim Eintritt in die Box. 

Fragestellung 

Welcher Kanton kann den Eintritt in die Box besteuern? 

Lösungsansatz 

Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob es sich bei den zur Besteuerung gelangenden F&E Aufwendungen um 
solche handelt, welche eine Kompensation für die künftige tiefere Besteuerung darstellen, oder aber um eine 
Korrektur der in den Steuerperioden 2018 bis 2020 steuermindernd berücksichtigten Aufwendungen. Da laut 
Art. 24b Abs. 3 StHG im Umfang der besteuerten F&E Aufwendungen eine versteuerte stille Reserve zu 
bilden ist, handelt es sich eher um eine Korrektur der in den Steuerperioden 2018 bis 2020 nicht aktivierten 
F&E Kosten. Aus diesem Grunde rechtfertigt sich die Besteuerung durch den Kanton NE (Wegzugskanton) 
bzw. es handelt es sich um eine ausserordentliche Komponente. Gemäss Kreisschreiben Nr. 17 der SSK 
vom 27. November 2001 sind solche ausserordentliche Faktoren jeweils dem Kanton zuzuweisen, in dem 
sie entstanden sind (vgl. Beispiele 2 und 3 des Kreisschreibens und BGer 23.11.2004 (2P.212/2004), Erw. 
3.1). 
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2.8. Methode zur Berechnung der Eintrittsbesteuerung in die Box bei nicht verrechne-
ten Verlusten 

Sachverhalt 

Die LOOSER SA hat ihren Sitz im Kanton VD. In der Steuerperiode 2021 beantragt die Gesellschaft die 
Besteuerung nach Art. 24b StHG. Der für den Eintritt in die Patentbox massgebende bereits berücksichtigte 
F&E Aufwand beläuft sich auf CHF 10 Mio. Die Gesellschaft verfügt noch über einen nicht verrechneten 
Verlust aus der Steuerperiode 2016 von CHF 15 Mio. Der Kanton VD wendet für die Eintrittsbesteuerung die 
Verrechnungslösung an. 

Fragestellung 

Muss der bereits berücksichtigte F&E Aufwand durch den Kanton VD zwingend nach der Verrechnungslö-
sung besteuert werden oder wäre auch eine Besteuerung im Zeitpunkt des Eintritts in die Box zulässig? 

Lösungsansatz 

Für die Beantwortung der Frage muss die gesetzliche Regelung des jeweiligen Kantons genau analysiert 
werden. Lässt diese ein Wahlrecht zu, kann die Besteuerung im Zeitpunkt des Eintritts in die Box erfolgen, 
andernfalls hat die Besteuerung zwingend nach der Verrechnungslösung zu erfolgen. 
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2.9. Quotient NEXUS – Weiterverrechnung von inländischen F&E Kosten über eine aus-
ländische Konzerngesellschaft mit Cost + 

Sachverhalt 

Die Alpha Gruppe verrechnet einen Teil des F&E Aufwandes über ausländische Konzerngesellschaften. Ein 
Drittunternehmen verrechnet seinen F&E Aufwand von CHF 1 Mio. an die im Ausland domizilierte ALPHA-1 
SA. Die ALPHA-1 SA ihrerseits verrechnet 40% dieses Aufwands an die im Ausland domizilierte ALPHA-2 
SA und zu 60% an die in der Schweiz domizilierte ALPHA-3 SA. Die ALPHA-1 SA verrechnet den Aufwand 
ohne Aufschlag. 

Variante 

Die ALPHA-1 SA übernimmt auch F&E Aufwand von Konzernunternehmen im Ausland. Alle diese Aufwände 
(konzerninterne und konzernexterne F&E Aufwände) werden den Unternehmen ALPHA-2 SA und ALPHA-3 
SA in Rechnung gestellt. 

Fragestellung 

Können der Gesellschaft ALPHA-3 die Kosten von CHF 600'000 der ALPHA-1 SA als F&E Aufwand eines 
unabhängigen Drittunternehmens im NEXUS Quotient berücksichtigt werden („b“ gemäss Art. 5 der Verord-
nung zur Patentbox)? 

Lösungsansatz 

Sofern und soweit eine Gruppengesellschaft F&E Kosten eines Drittunternehmens ohne Kostenaufschlag 
weiterverrechnet, können diese für den NEXUS Quotient als Kosten eines Drittunternehmens berücksichtigt 
werden. Werden die Aufwände jedoch mit einem Aufschlag weiterverrechnet oder handelt es sich um Auf-
wände einer ausländischen Konzerngesellschaft, ist eine Berücksichtigung als „b“ gemäss Art. 5 der Verord-
nung zur Patentbox ausgeschlossen. 
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2.10. Sitzwechsel – Behandlung aufgedeckte stille Reserven  

Sachverhalt 

Steuerperiode 2020 

Die im Kanton A ansässige ALPHA verliert ihren Status als gemischte Gesellschaft per 31. Dezember 2019. 
Sie beantragt für die Steuerperiode 2020 die Patentbox. Das Geschäftsjahr deckt sich mit dem Kalenderjahr. 

Per 31. Dezember 2019 deckt die ALPHA in ihrer Steuerbilanz stille Reserven von CHF 10 Mio. auf, welche 
sie gemäss Praxis des Kantons A über 10 Jahre abschreiben kann. 

Der in den vergangenen Steuerperioden bereits berücksichtigte Forschungs- und Entwicklungsaufwand be-
läuft sich auf CHF 2.5 Mio. 

Im Geschäftsjahr 2020 erzielt die Gesellschaft einen Reingewinn von CHF 5 Mio. und einen Boxengewinn 
von CHF 1 Mio. (Nexus 100%; vor kantonaler Ermässigung), welcher mit einer Ermässigung von 90% be-
steuert wird. Für die Besteuerung des Boxeneintritts wählt die Gesellschaft die Verrechnungslösung, welche 
in diesem Kanton angeboten wird. 

Steuerperiode 2021 

Im Kalenderjahr 2021 verlegt ALPHA ihren Sitz in den Kanton B. Der Kanton B kennt zur Behandlung der 
stillen Reserven aus der Zeit der Statusbesteuerung nur die Sondersteuerlösung und lässt die Aufdeckungs-
lösung nicht zu. Zudem gewährt der Kanton B die Verrechnungslösung für die Besteuerung des Boxenein-
tritts nicht. 

Der Reingewinn im Geschäftsjahr 2021 beläuft sich auf CHF 5.0 Mio. Der Boxengewinn beträgt CHF 1 Mio. 
und wird mit einer Ermässigung von 70% besteuert. Bei der Sondersteuer beträgt der Anteil des ordentlichen 
Gewinns 10% und derjenige für die Sondersteuer 90%. 

Fragestellung 

Wie wird die ALPHA für die Steuerperioden 2020 und 2021 besteuert? 

Lösungsansatz 

Steuerperiode 1.1. – 31.12.2020 im Kanton A: 

Die Gesellschaften streben – sofern möglich – an, den beim Boxeneintritt zu besteuernden bisherigen F&E- 
Aufwand mit den aufgedeckten stillen Reserven aus der Zeit der Statusbesteuerung zu verrechnen. Der in 
der handelsrechtlichen bzw. konzernrechtlichen Jahresrechnung auszuweisende Steuereffekt kann so mini-
miert und ein temporärer Liquiditätsabfluss vermieden werden. Vorliegend wird ALPHA den bereits berück-
sichtigten F&E-Aufwand von CHF 2.5 Mio. somit per 1.1.2020 mit den steuerunwirksam aufgedeckten stillen 
Reserven per 31.12.2020 von CHF 10 Mio. verrechnen. Damit verbleibt ein gewinnsteuerunwirksamer Auf-
deckungsbetrag von CHF 7.5 Mio. 
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Wegzugskanton A 

Veranlagung 1.1. – 31.12.2020 
Total Ordentlich Patentbox 

Reingewinn lt. ER 5'000'000 4'000'000 1'000'000 

F&E Aufwand (Eintritt Patent Box) 2'500'000 2'500'000 0 

Verrechnung mit stillen Reserven aus  
Statusverlust 

-2'500'000 -2'500'000 0 

Abschreibung stille Reserven aus Status-
zeit 

-750'000 -750'000  

 4'250'000 3'250'000 1'000'000 

Ermässigung Patentbox (90%) -900'000 0 -900'000 

 3'350'000 3'250'000 100'000 

Reingewinn Patentbox 0 100'000 -100'000 

Steuerbarer Reingewinn 3'350'000 3'350'000 0 

 

Infolge Verrechnung des bereits berücksichtigten F&E-Aufwand mit den gewinnsteuerunwirksam aufgedeck-
ten stillen Reserven muss keine Verrechnung mit Boxengewinn mehr erfolgen. Hingegen reduziert sich der 
Abschreibungsbetrag auf den steuerunwirksam aufgedeckten stillen Reserven, auch in den folgenden Steu-
erperioden. 

Nicht verrechneter bereits berücksichtigter F&E-Aufwand: 0 

Restbetrag gewinnsteuerunwirksam aufgedeckte stille Reserven aus Statusbesteuerung: 6'750'000 

Steuerperiode 1.1. – 31.12.2021 im Kanton B: 

Der in vergangenen Steuerperioden bereits berücksichtigte F&E-Aufwand für den Eintritt in die Patentbox 
wurde im Kanton A per 1.1.2020 mittels Verrechnung mit den stillen Reserven aus der Zeit der Statusbesteu-
erung in vollem Umfang besteuert. Der Kanton B wird somit in der Steuerperiode 2021 den Reingewinn aus 
Patenten und vergleichbaren Rechten und die Sondersteuer nach seinem kantonalen Rechtberechnen. Da-
bei hat er den Restbetrag der noch nicht gewinnsteuerwirksam abgeschriebenen stillen Reserven aus der 
Zeit der Statusbesteuerung von CHF 6'750'000 zu übernehmen. 
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Zuzugskanton B 

Veranlagung 1.1. – 31.12.2021 
Total 

Ordentlich 
(10%) 

Sondersteuer 
(90%) 

Reingewinn lt. ER 5'000'000   

./. darin enthalten: 
Reingewinn Patentbox 

-1'000'000   

Nicht der Patentbox unterliegender 
Anteil 

4'000'000 400'000 3'600'000 

+ Reingewinn Patentbox 1'000'000 100'000 900'000 

./. Ermässigung 70% -700'000 -70'000 -630'000 

Steuerbarer Reingewinn 4'300'000 430'000 3'870'000 

 

Restbestand Substrat Sondersteuer per 31.12.2021: 2'880'000 

 
Kommentar: 
 
 Aus systematischer Sicht werden mit der operativen Tätigkeit auch Teile des Mehrwertes aus der Zeit 

der Statusbesteuerung realisiert. Diese schlagen sich auch in jenem Teil des Gewinnes nieder, welcher 
der Patentbox unterliegt. Aus dieser Sicht ist die Verrechnung der gewinnsteuerunwirksam aufgedeckten 
stillen Reserven einerseits mit dem bei Boxeneintritt steuersystematisch zu besteuernden Forschungs- 
und Entwicklungsaufwand andererseits gerechtfertigt, da letzterer Teil der stillen Reserven per Ende der 
Statusbesteuerung ist – wenn auch zum Kosten- und nicht zum Verkehrswert bewertet. 

 Der Lösungsansatz geht davon aus, dass der Eintritt in die Patentbox erst nach vollständiger Verrech-
nung des in vergangenen Steuerperioden bereits berücksichtigten Forschungs- und Entwicklungsauf-
wandes erfolgt ist. Diese Betrachtung lehnt sich am Wortlaut von Art. 24b Abs. 3 StHG an: „Wird der 
Reingewinn aus Patenten und vergleichbaren Rechten erstmals ermässigt besteuert, so werden…“ Dies 
ist bei der Verrechnungslösung nach Verrechnung des bisherigen Forschungs- und Entwicklungsauf-
wandes der Fall, da die Steuerbehörden von der Verrechnung im Zeitraum der Verrechnung u.U. keine 
Kenntnis haben. Entsprechend erfolgt auch die Meldung des Steuersubstrates aus der Eintrittsbesteue-
rung für den Ressourcenausgleich des NFA. Dieser Betrachtung kann aber entgegengehalten werden, 
dass der zitierte Wortlaut nicht als Voraussetzung für den Eintritt in die Patentbox zu interpretieren ist, 
sondern als Voraussetzung, damit der Ertrag aus Patenten und vergleichbaren Rechten reduziert be-
steuert werden kann.  

Indes ergeben sich bei Sitzverlegungen zwei unterschiedliche Eintrittszeitpunkte, wenn Weg- und Zuzu-
gskanton unterschiedliche Besteuerungsmethoden für den Boxeneintritt anwenden und damit auch den 
steuerlich massgebenden Zeitpunkt für den Boxeneintritt unterschiedlich festlegen. Hier besteht gestützt 
auf Art. 24b Abs. 3 StHG letzter Satz zwar ein kantonaler Freiraum, welcher zu unterschiedlichen Ergeb-
nissen führen kann. Diese sind aber gestützt auf die harmonisierungsrechtliche Verpflichtung („sicher-
stellen“) zu vermeiden. Vgl. dazu Lösungsansatz in Fall 2.5. 
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Variante 1 

In Abweichung zum Grundsachverhalt betragen die per 31. Dezember 2019 in der Steuerbilanz der ALPHA 
steuerunwirksam aufgedeckten stillen Reserven CHF 2 Mio. 

Lösungsansatz 

Steuerperiode 1.1. – 31.12.2020 im Kanton A: 

ALPHA wird den zu besteuernden bisherigen F&E-Aufwand von CHF 2.5 Mio. vorerst mit den per 1.1.2020 
gewinnsteuerunwirksam aufgedeckten stillen Reserven per 31.12.2020 von CHF 2 Mio. verrechnen. Für den 
Boxeneintritt verbleibt somit ein Restbetrag an F&E Aufwand von CHF 0.5 Mio., welcher noch besteuert 
werden muss. 

 

Wegzugskanton A 

Veranlagung 1.1. – 31.12.2020 
Total Ordentlich Patentbox 

Reingewinn lt. ER 5'000'000 4'000'000 1'000'000 

F&E Aufwand (Eintritt Patent Box) 2'500'000 2'500'000 0 

Verrechnung mit stillen Reserven aus  
Statusverlust 

-2'000'000 -2'000'000 0 

Verrechnung bisheriger F&E-Aufwand mit 
Boxengewinn  

-500'000 0 -500'000 

Abschreibung stille Reserven aus Status-
zeit 

0 0 0 

 5'000'000 4'500'000 500'000 

Ermässigung Patentbox (90%) -450'000 0 -450'000 

 4'550'000 4'500'000 50'000 

Reingewinn Patentbox 0 50'000 -50'000 

Steuerbarer Reingewinn 4'550'000 4'550'000 0 

 

Restbetrag gewinnsteuerunwirksam aufgedeckte stille Reserven aus Statusbesteuerung: 0 

Restbetrag bisheriger F&E Aufwand: 0 
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Steuerperiode 1.1. – 31.12.2021 im Kanton B : 

Der Eintritt in die Patentbox wurde im Kanton A per 1.1.2020 durch Verrechnung mit den stillen Reserven 
bzw. dem Boxengewinn in vollem Umfang besteuert. Der Kanton B wird somit in der Steuerperiode 2021 den 
steuerbaren Reingewinn unter Berücksichtigung des Reingewinns aus Patenten und vergleichbaren Rechten 
nach seinem kantonalen Recht besteuern. 

Variante 2 

In Abweichung zum Grundsachverhalt betragen die per 31. Dezember 2019 in der Steuerbilanz der ALPHA 
aufgedeckten stillen Reserven CHF 2 Mio. und der in den vergangenen Steuerperioden bereits berücksich-
tigte F&E-Aufwand CHF 4 Mio. 

Lösungsansatz 

Steuerperiode 1.1. – 31.12.2020 im Kanton A: 

Vorliegend wird ALPHA vom bisher berücksichtigten F&E-Aufwand CHF 2.0 Mio. mit steuerunwirksam auf-
gedeckten stillen Reserven von CHF 2.0 Mio. und mit dem Boxengewinn von 1 Mio. per 1.1.2020 verrechnen. 
Für den Boxeneintritt verbleibt somit ein F&E Aufwand von CHF 1 Mio., welcher in Folgeperioden noch be-
steuert werden muss. 
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Wegzugskanton A 

Veranlagung 1.1. – 31.12.2020 
Total Ordentlich Patentbox 

Reingewinn lt. ER 5'000'000 4'000'000 1'000'000 

F&E Aufwand (Eintritt Patent Box) 4'000'000 4'000'000 0 

Verrechnung mit stillen Reserven aus  
Statusverlust 

-2'000'000 -2'000'000 0 

Verrechnung bisheriger F&E-Aufwand mit 
Boxengewinn 

-1'000'000  -1'000'000 

Vortrag Restbetrag bisheriger F&E-Auf-
wand auf Folgejahre 

-1'000'000 -1'000'000  

Abschreibung stille Reserven aus Status-
zeit 

0 0  

 5'000'000 5'000'000 0 

Ermässigung Patentbox (90%) 0 0 0 

 5'000'000 5'000'000 0 

Reingewinn Patentbox 0 0 0 

Steuerbarer Reingewinn 5'000'000 5'000'000 0 

 

Restbetrag gewinnsteuerunwirksam aufgedeckte stille Reserven aus Statusbesteuerung: 0 

Restbetrag bisheriger F&E Aufwand für Folgejahre: 1'000'000 
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Steuerperiode 1.1. – 31.12. 2021 im Kanton B: 

Der Eintritt in die Patentbox gilt im Kanton A in der Steuerperiode 2020 noch nicht als erfolgt, weil der bisher 
berücksichtigte F&E-Aufwand nicht vollständig mit Boxengewinn verrechnet werden konnte. Vom bereits be-
rücksichtigen F&E- Aufwand von CHF 4.0 Mio. wurden im Wegzugskanton A mittels Verrechnung mit den 
stillen Reserven aus der Zeit der Statusbesteuerung CHF 2.0 Mio. und mittels Verrechnung mit dem Boxen-
gewinn 2020 (ordentlich besteuert) CHF 1.0 besteuert. Der Zuzugskanton B kann bzw. muss somit in der 
Steuerperiode 2021 noch F&E Aufwendungen von CHF 1.0 Mio. besteuern.  

 

Zuzugskanton B 

Veranlagung 1.1. – 31.12.2021 
Total 

Reingewinn lt. ER 5'000'000 

Restbetrag bisher berücksichtigter F&E-Aufwand 1'000'000 

 6'000'000 

- darin enthalten:  

Reingewinn aus Patenten -1'000'000 

- a.o. Erfolg: Restbetrag bisher berücksichtigter F&E-Aufwand -1'000'000 

 4'000'000 

+ Reingewinn Patentbox 1'000'000 

./. Ermässigung 70% -700'000 

+ a.o. Erfolg: Restbetrag bisher berücksichtigter F&E-Aufwand 1'000'000 

Steuerbarer Reingewinn 5'300'000 

 

  



 
 28 / 79  
 
 

EXKURS – Darstellung der Genfer Methode zur Teilwertbesteuerung 

Sachverhalt 

 Die X AG möchte per 1. Januar 2020 in die Patentbox eintreten. Der Reingewinn beträgt CHF 5'000'000. Der 
für den Boxeintritt bereits berücksichtigte F&E Aufwand beträgt CHF 2'500'000. Die Ermässigung für die 
Patentbox beträgt 90%.  

 

 Reingewinn  5'000'000 

 Bereits berücksichtigter F&E-Aufwand *  2'500'000 

 Abschreibung Eintrittsbesteuerung **  -2'500'000  (100% von 2'500'000)  

 Gewinn Patentbox vor Abschreibung 1'000'000 

 Abschreibung Eintrittsbesteuerung ** -2'500'000 

 Verlustvortrag Patentbox -1'500'000 

 Ermässigung Patentbox 90%***  0 

Korrektur Gesamtentlastungsbegrenzung  0 

Steuerbarer Gewinn  5'000'000 

  

 Verlustvortrag in die Patentbox *** 1'500'000 
 

* Der Kanton Genf besteuert die in den vergangenen Steuerperioden bereits berücksichtigten Forschungs- 
und Entwicklungsaufwendungen gemäss Art. 24b Abs. 3 StHG nach der Grundlösung (Der Gesamtbetrag 
wird bei Boxeneintritt steuerbar).  

** Der Kanton Genf akzeptiert im Gegenzug eine sofortige Abschreibung im ersten Jahr nach Boxeneintritt. 
Diese sofortige Abschreibung reduziert den Gewinn der Patentbox um den gleichen Betrag. Infolgedessen 
weist das Ergebnis der Patentbox einen Verlust von CHF 1'500'000 aus. 

*** Da das Ergebnis aus Patenten im Jahr 2020 negativ ist, wird keine Patentbox-Ermässigung gewährt. 
Dieser Verlust gilt als "echter" Verlust, der gemäss Art. 6 Abs. 2 der Patentbox-VO in der Höhe von 
CHF 1'500'000 auf nachfolgende Steuerperioden vorgetragen werden muss. Die Patentbox-Gewinne künfti-
ger Jahre werden um den Verlust von CHF 1'500'000 reduziert.  

Kommentar: 
Durch die Sofortabschreibung wird die aufgezeigte Problematik bei Kantonswechseln vermieden. Es ist je-
doch sicherzustellen, dass der Verlust im Zuzugskanton mit dem Boxenergebnis verrechnet werden kann. 
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2.11. Produktfamilien  

Sachverhalt 

Die X-AG mit Sitz in der Schweiz vertreibt weltweit die nachfolgenden Produktgruppen, welche laut internem 
Berichtswesen wie folgt zusammengefasst werden: 

Gruppe-A 

Die Produkte werden zur Behandlung von Muskel- oder Gelenkschmerzen angewendet und sind als Salbe, 
Spray, oder Pflaster erhältlich. Sämtliche Produkte enthalten entweder den Wirkstoff W+, welcher vor 30 
Jahren patentiert oder den Wirkstoff W++, für welchen jedoch aus strategischen Überlegungen kein Patent 
mehr angemeldet wurde. Die Produkte sind trotzdem grösstenteils, beispielsweise durch die Patentierung 
des Dossierungsmechanismus oder Klebestoffe für die Pflaster, wie folgt patentgeschützt:  

 

Produkt Art Produktion Vertrieb Patentschutz Wirkstoff 

PW+ PP PDS W++ 

A-1 Salbe China Warenhäuser X    

A-2 Salbe Schweiz Apotheken und Drogerien    X 

A-3 Pflaster China Warenhäuser X X   

A-4 Pflaster Schweiz Apotheken und Drogerien  X  X 

A-5 Spray Schweiz Apotheken und Drogerien   X X 

Patent PW+: 

Das Patent zum Wirkstoff W+ wurde vor über 30 Jahren in der Schweiz eingetragen, womit der Patentschutz 
abgelaufen ist. 

Patent PP:  

Es handelt sich um ein Patent für den speziellen Klebestoff, welches am 6.6.2016 eingetragen und für 20 
Jahre gültig ist. Die Kosten für die Entwicklung des Patents beliefen sich auf CHF 10 Mio. und entfielen im 
Umfang von CHF 7 Mio. auf die Geschäftsjahre 2010 bis 2019. Der Klebestoff kommt in der Grundvariante 
im Produkt A-3 zur Anwendung und in der äusserst hautschonenden Variante im Produkt A-4. 

Patent PDS: 

Das Patent für den Dosierungsmechanismus wurde am 7.7.2017 für 20 Jahre eingetragen. Die Forschungs- 
und Entwicklungsaufwand für das Patent belief sich in den Geschäftsjahren 2010 bis 2019 auf CHF 5 Mio. 

Wirkstoff W++: 

Wie einleitend erwähnt wurde aus strategischen Gründen auf eine Patentanmeldung für den Wirkstoff W++, 
eine Weiterentwicklung von W+, verzichtet. Der Aufwand für die Weiterentwicklung belief sich in den Ge-
schäftsjahren 2010 bis 2019 auf rund CHF 25 Mio. 
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Forschungs- und Entwicklungsaufwand: 

Zudem ist für die Produktgruppe A in den Geschäftsjahren 2010 bis 2019 rund CHF 12 Mio. allgemeiner 
Forschungs- und Entwicklungsaufwand angefallen, welcher weder den Patenten, dem Wirkstoff W++ oder 
den einzelnen Produkten direkt zugewiesen werden kann. 

Gruppe-B 

Diese Gruppe enthält sämtliche Produkte, welche in der Unfallchirurgie, Orthopädie und Sportmedizin als 
funktioneller Klebeverband verwendet werden. Sie führen zu einer Entlastung und Bewegungseinschränkung 
von Gelenken und können sowohl nach Verletzungen als auch präventiv eingesetzt werden. Je nach Produkt 
ist der Unterzug (Hauptschutz) , der Ankerstreifen (zur Bestimmung der Zugrichtung) oder der Zügel 
(Beshtimmung der Bewegungseinschränkung) patentiert. Die Produkt-/Patenmatrix zeigt folgendes Bild: 

 

Produkt Art Produktion Vertrieb Patentschutz 

PH PA PZ 

B-2 Klebeverband Deutschland Spitäler, Physiotherapeuten, 
Apotheken und Drogerien 

X X X 

B-1 Klebeverband China Sportfachgeschäfte X   

Patent PH: 

Das Patent für den Hauptschutz wurde am 3.3.2013 für 20 Jahre eingetragen. Der Aufwand für die Entwick-
lung belief sich in den Geschäftsjahren 2010 bis 2019 auf rund CHF 9 Mio. 

Patente PA: 

Die Patente für den Ankerstreifen und den Zügel wurden am 8.8.2018 für 20 Jahre eingetragen. Der Aufwand 
für die Entwicklung belief sich in den Geschäftsjahren 2010 bis 2019 auf rund CHF 4 Mio. 

Patente PZ: 

Die Patente für den Ankerstreifen und den Zügel wurden am 9.9.2019 für 20 Jahre eingetragen. Der Aufwand 
für die Entwicklung belief sich in den Geschäftsjahren 2010 bis 2019 auf rund CHF 3 Mio. 

Gruppe-C 

Diese elastischen Gummibänder werden als Trainingsbänder für das Ausdauer- oder Krafttraining zum ge-
zielten Muskelaufbau eingesetzt. Sie sind in verschiedenen Stärken (leicht, mittel, stark) erhältlich und sind 
durch die Patente PL, PM, und PS geschützt. Das Patent PL (Gummiband leicht) wurde am 4.4.2004, das 
Patent PM (Gummiband mittel) am 5.5.2015 und das Patent PS (Gummiband stark) am 8.8.2018 in der 
Schweiz für 20 Jahre eingetragen. Die Trainingsbänder werden im Set oder einzeln und mit einer Trainings-
anleitung (kein Patentschutz) in Apotheken, Drogerien oder Sportfachgeschäften verkauft. Zudem wird die 
Trainingsanleitung auch einzeln verkauft. 
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Antrag der Unternehmung: Besteuerung nach Art. 24b StHG / Bildung Produktfamilie 

Die X-AG möchte für sämtliche Produktgruppen die Patentbox beantragen, wobei sie davon ausgeht, dass 
die einzelnen Produktgruppen als Produktfamilien i.S. von Art. 4 Patentbox-VO qualifizieren. In Bezug auf 
die Produktgruppen ergeben sich aus Sicht der Gesellschaft folgende Besonderheiten: 

 Da für das Produkt A-1 kein Patentschutz mehr besteht und es sich beim Produkt A-3 um ein Billigpro-
dukt mit sehr hohen Stückzahlen, aber einer äusserst tiefen Marge handelt, sollen diese zwei Produkte 
nicht für die Patentbox berücksichtigt werden. 

 Auch beim Produkt B-1 handelt es sich um die „Billigversion“ mit hohen Stückzahlen und tiefer Marge. 
Aus diesem Grunde wird bei der Produktgruppe B auf die Bildung einer Produktfamilie verzichtet. Zu-
dem ist die Gesellschaft der Auffassung, dass für den Eintritt in die Patentbox nur über die Forschungs- 
und Entwicklungskosten des Patents PZ abgerechnet werden muss. 

 Bei der Produktfamilie C werden die Erträge aus dem Verkauf der Trainingsanleitung, unabhängig da-
von, ob diese zusammen mit den Gummibändern oder einzeln verkauft werden in der Patentbox be-
rücksichtigt. 

Fragen 

Gruppe A: 

a. Handelt es sich bei der Produktgruppe A um eine Produktfamilie im Sinne von Art. 4 der Patentboxver-
ordnung, bzw. können die Produktarten Salbe, Pflaster und Spray für steuerliche Zwecke in einer Pro-
duktfamilie zusammengefasst werden? 

b. Wenn ja, welche Produkte müssen zwingend in der Produktfamilie enthalten sein, über welche For-
schungs- und Entwicklungskosten ist beim Eintritt in die Patentbox abzurechnen, und für welche Dauer 
ist die Besteuerung in der Patentbox möglich? 
 
Variante 1: 
Ändert sich etwas in der Beurteilung in Bezug auf die Fragen 1 und 2, wenn es sich beim Produkt A-5 
nicht um einen Spray, sondern um ein Pflaster handelt? 

Variante 2: 
Die X-AG hat den Wirkstoff W++ patentieren lassen. Ändert dieser Sachverhalt etwas in Bezug auf die 
Bildung einer Produktfamilie? 

Variante 3: 
Die X-AG hat den Wirkstoff W++ patentieren lassen. Dieser ist ebenfalls im Produkt A3 enthalten, und 
beim Produkt A-5 handelt es sich um ein Pflaster. Kann die X-AG eine Produktfamilie ohne Einbezug 
des Produkts A-3 bilden? 

Gruppe B: 

c. Ist es möglich bei der Produktgruppe B nur das Produkt B-2 für die Patentbox zu berücksichtigen und 
beim Boxeneintritt nur über den Forschungs- und Entwicklungsaufwand des Patents PZ abzurechnen? 
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Gruppe C: 

d. Ist die Bildung einer Produktfamilie im Sinne von Art. 4 der Patentboxverordnung für die Produktgruppe 
C möglich und wenn ja, für welche Dauer ist die Besteuerung in der Patentbox zwingend? 

e. Können die Erlöse aus dem Verkauf der Trainingsanleitungen vollumfänglich in der Patentbox berück-
sichtigt werden? 

Hinweise zum Patentrecht 

 Gemäss Art. 14 des Patentgesetzes (PatG) beträgt die Laufzeit eines Patents – ohne Möglichkeit der 
Verlängerung – längstens 20 Jahre seit dem Datum der Anmeldung. Im Bereich pharmazeutischer Pro-
dukte (Arzneimittel) kann die Patentlaufdauer durch ein ergänzendes Schutzzertifikat um max. 5 Jahre 
verlängert werden (vgl. Art. 140e PatG). 

 Betrifft die Erfindung respektive das Patent einen Herstellungsprozess, erstreckt sich die Wirkung des 
Patents auch auf die unmittelbaren Erzeugnisse des Verfahrens (Art. 8a PatG). 

 Laut Botschaft zur SV17 Ziffer 1.2.2.22 (S. 23) qualifiziert für die Patentbox auch im Ausland patentierte 
Software, da die Steuerbehörde nicht über das nötige Fachwissen verfügt, um bei ausländischen Pa-
tenten mit Softwarebezug zwischen computerimplementierten Erfindungen oder reiner Software zu un-
terscheiden. Diese Ausführungen sind in Zusammenhang mit Software erfolgt, da diese in der Schweiz 
nicht patentierbar ist; sie gelten sinngemäss aber auch für andere Patente. 
 

Hinweise zu den OECD-Grundlagen / Patentboxverordnung 

 Die Anwendung der ermässigten Besteuerung erfolgt grundsätzlich für Patente und vergleichbare 
Rechte. Nur wenn diese Patente oder vergleichbaren Rechte in einem Produkt enthalten sind, wird die 
Berechnung anhand des Reingewinns aus dem Produkt und, sofern die Voraussetzungen erfüllt sind, 
nach Produktfamilien vorgenommen. 

 In der Praxis dürfte der Grundsatz keine grosse Bedeutung erlangen und die Berechnung für die er-
mässigte Besteuerung nach Produkten bzw. Produktfamilien und unter Anwendung der Residualme-
thode erfolgen. 

 Aufgrund von Art. 3 der Patentbox-Verordnung 

„Soweit die Patente und vergleichbaren Rechte in einem Produkt enthalten sind, ermittelt sich der er-
mässigte steuerbare Reingewinn aus diesen Rechten anhand des Reingewinns aus dem Produkt vor 
Steueraufwand.“ 

ist die Berechnung nach Produkten zwingend vorzunehmen, wenn die Patente oder vergleichbaren 
Rechte in den Produkten enthalten sind (keine Verrechnung von Lizenzen in eine Patentbox im Rahmen 
der patentbezogenen Betrachtung). 

  

 
2 AS 2018 2565, S. 2589. 
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Lösungsansatz 

Zu Frage a: 

Laut Art. 3 der Patentbox-Verordnung ermittelt sich der ermässigte steuerbare Reingewinn für Patente oder 
vergleichbare Rechte, welche in einem Produkt enthalten sind, anhand des Reingewinns aus dem Produkt. 
Somit qualifizieren für die ermässigte Besteuerung nach Art. 24b StHG nur Produkte mit mindestens einem 
qualifizierenden Patent. 

Im vorliegenden Fall ist der Patentschutz für das Produkt A-1 abgelaufen, und für das Produkt A-2 wurde nie 
ein Patent eingetragen. Aus diesem Grunde qualifizieren diese zwei Produkte nicht für die ermässigte Be-
steuerung. 

Gemäss Art. 4 Abs. 1 der Patentbox-Verordnung kann die Berechnung nach Art. 3 der Patentbox-Verordnung 
für Produkte, denen dieselben Patente oder vergleichbaren Rechte zugrunde liegen und welche nur geringe 
Abweichungen voneinander aufweisen (Produktfamilien), pro Produktfamilie vorgenommen werden.  

Den Produkten A-3 und A-4 liegt das Patent PP zugrunde, und es handelt sich bei beiden Produkten um ein 
Pflaster. Einzig der Wirkstoff ist nicht der gleiche. So beinhaltet das Produkt A-3 den Wirkstoff W+, während 
dem das Produkt A-4 den Wirkstoff W++ enthält, welcher auf Basis des Wirkstoffs W+ weiterentwickelt wurde. 
Die Anwendung (Behandlung von Muskel- oder Gelenkschmerzen) ist ebenfalls vergleichbar. Aus diesen 
Gründen ist die Bildung einer Produktfamilie (enthaltend A-3 und A-4) für die Berechnung zulässig. 

Dem Produkt A-5 liegt das Patent PDS und nicht PP zugrunde. Zudem handelt es sich nicht um ein Pflaster, 
sondern um einen Spray. Einzig die Anwendung (Behandlung von Muskel- oder Gelenkschmerzen) ist iden-
tisch, und der im Produkt enthaltene Wirkstoff W++ entspricht demjenigen im Produkt A-4. Das Produkt A-5 
qualifiziert somit für die ermässigte Besteuerung. Es ist aber eine separate Berechnung gemäss Art. 3 der 
Patentbox-Verordnung zu erstellen. Eine Integration in die Produktfamilie, enthaltend A-3 und A-4, ist nicht 
möglich. 

Zu Frage b: 

Laut Art. 4 Abs. 2 der Patentbox-Verordnung ist die Berechnung nach Produktfamilien für die gesamte Lauf-
zeit der zugrunde liegenden Rechte beizubehalten. Zudem bezieht sich die Hinzurechnung des F&E-Auf-
wandes gemäss Art. 24b Abs. 3 StHG laut Erläuterungen zur Patentbox-Verordnung auf die Produktfamilie. 

In den Produkten A-3 und A-4 ist das Patent PP enthalten, womit die Berechnung für die ermässigte Besteu-
erung für die Produktfamilie A bis ins Jahr 2036 erfolgen kann. Für den Boxeneintritt per 1.1.2020 muss der 
F&E-Aufwand des Patents PP der letzten 10 Jahre von CHF 7 Mio. sowie der anteiligen F&E-Aufwand für 
die Entwicklung des Wirkstoffes W++ von total CHF 25 Mio. per 1.1.2020 der Gewinnbesteuerung zugeführt 
werden, obwohl für den Wirkstoff W++ kein Patentschutz beantragt worden ist. Auch ist über den allgemeinen 
Forschungs- und Entwicklungsaufwand anteilig abzurechnen. Dies ist insofern gerechtfertigt, als auch der 
Ertrag, welcher aus dem bereits berücksichtigten F&E-Aufwand für den Wirkstoff W++ resultiert, inskünftig 
der ermässigten Besteuerung unterliegt. Sofern der Verkehrswert des Produkts A4 tiefer ist als der beim 
Boxeneintritt zu berücksichtigende F&E Aufwand, ist dieser Verkehrswert für die Eintrittsbesteuerung mass-
gebend. 

Sollte die X-AG, wie im Sachverhalt erwähnt, für das Produkt A-3 die Besteuerung nach Art. 24b StHG nicht 
geltend machen, erfolgt die Berechnung der Ermässigung nach Art. 3 der Patentbox-Verordnung für das 
Produkt A-4. Diesfalls wäre über den F&E Aufwand für das Patent PP und den Wirkstoff W++ und den allge-
meinen Forschungs- und Entwicklungsaufwand von CHF 12 Mio. nur anteilig für das Produkt A-4 abzurech-
nen. 

Für das Produkt A-5 kann ebenfalls die ermässigte Besteuerung gemäss Art. 24b Abs. 1 und 2 StHG geltend 
gemacht werden. Die Berechnung hat im Rahmen der produktbezogenen Betrachtung separat gemäss Art. 
3 der Patentbox-Verordnung zu erfolgen. Zudem ist für den Boxeneintritt über den F&E-Aufwand des Patents 
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PDS von CHF 5 Mio. und anteilig über den F&E-Aufwand für die Entwicklung des Wirkstoffes W++ von total 
CHF 25 Mio. und den allgemeinen Forschungs- und Entwicklungsaufwand von CHF 12 Mio. per 1.1.2020 
abzurechnen. 

Da die Gesellschaft für das Produkt A-3 die Patentbox nicht beantragen möchte, wird sie sehr wahrscheinlich 
auf die Bildung einer Produktfamilie verzichten und die Berechnung für die Produkte A-4 und A-5 nach Art. 3 
der Patentbox-Verordnung beantragen. In der Konsequenz muss bei Eintritt in die Patentbox auch über den 
F&E Aufwand des Patents PP von CHF 7 Mio. anteilig abgerechnet werden. 

Variante 1 

Aufgrund der Formulierung von Art. 4 der Patentbox-Verordnung „dieselben“ ist es zwingend erforderlich, 
dass alle Produkte einer Produktfamilie zumindest ein gleiches Patent oder ein gleiches vergleichbares Recht 
enthalten. Aus diesem Grund kann in Variante 1 keine Produktfamilie gebildet werden, da jedem Produkt ein 
anderes Patent zugrunde liegt. Zudem qualifizieren nur vergleichbare Rechte gemäss Art. 24a Abs. 2 StHG. 

Variante 2 

Die Produkte A-2, A-4 und A-5 beinhalten nun das gleiche Patent (Wirkstoff W++). Auch werden sämtliche 
drei Produkte über den gleichen Vertriebskanal (Apotheken und Drogerien) angeboten, und die Anwendung 
zur Behandlung von Muskel- und Gelenkschmerzen ist ebenfalls identisch. Die Form der Anwendung (Salbe, 
Pflaster, Spray) weicht voneinander ab, womit die Bildung einer Produktfamilie nur möglich ist, wenn trotz-
dem von Produkten mit nur geringen Abweichungen gesprochen werden kann. 

Variante 3 

Im Unterschied zur Variante 2 enthält das Produkt A-3 ebenfalls das Patent für den Wirkstoff W++ und würde 
somit für die Patentbox qualifizieren. Auch die Form der Anwendung (Pflaster) ist identisch mit den Produkten 
A-4 und A-5, womit diese drei Produkte sicher für die Berechnung nach Art. 4 der Patentboxverordnung 
qualifizieren. Da es der X-AG freisteht, die Berechnung nach Art. 3 der Patentbox-Verordnung für einzelne 
Produkte zu beantragen, müsste dies auch bei der Berechnung nach Art. 4 der Patentbox-Verordnung mög-
lich sein, da es sich hierbei um eine Vereinfachung handelt. D.h. es sind nicht zwingend sämtliche Produkte, 
welche das gleiche Patent enthalten und nur geringe Abweichungen voneinander aufweisen, in die Produkt-
familie aufzunehmen. Mit anderen Worten können die Produkte, welche in die Produktfamilie eingebracht 
werden, frei gewählt werden (unter der Voraussetzung, dass die Produkte das gleiche Patent enthalten und 
nur geringe Abweichungen voneinander aufweisen), aber mit der Konsequenz, dass auch der zugehörige 
bisherige F&E-Aufwand beim Boxeneintritt zu besteuern ist. 

Zu Frage c: 

Gemäss Erläuterungen zur Patentbox-Verordnung (Art. 4) handelt es sich bei der Berechnung nach Produkt-
familien um eine Ausnahme. 

Für die X-AG ist es möglich nur für das Produkt B-2 die ermässigte Besteuerung nach Art. 24b Abs. 1 und 2 
StHG zu beantragen. In Bezug auf die Eintrittskosten kann auf die Ausführungen unter Frage 2 verwiesen 
werden, wonach die Hinzurechnung des F&E Aufwandes gemäss Art. 24b Abs. 3 StHG auf Stufe Produktfa-
milie und somit in der logischen Konsequenz auf Stufe Produkt zu erfolgen hat. Somit muss beim Eintritt in 
die Patentbox per 1.1.2020 über den F&E Aufwand des Patents PH von CHF 9 Mio. anteilsmässig und über 
den F&E-Aufwand der Patente PA und PZ von CHF 4 respektive CHF 3 Mio. vollständig abgerechnet werden. 

Zu Frage d: 

Sämtliche Trainingsbänder beinhalten ein Patent und qualifizieren somit für die ermässigte Besteuerung 
nach Art. 24b Abs. 1 und 2 StHG. Für die Besteuerung nach Art. 4 der Patenbox-Verordnung sind für die 
Berechnung nach Produktfamilien folgende Fragen zu klären: 
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1. Weisen die Produkte nur geringe Abweichungen voneinander auf? Die Anwendung für das Ausdauer- 
oder Krafttraining zum gezielten Muskelaufbau ist identisch und es handelt sich um Gummibänder. Die 
Voraussetzung ist somit erfüllt. 

2. Liegen den Produkten dieselben Patente zugrunde? Vorliegend werden die Produkte nicht durch ein 
einziges Patent geschützt, womit diese Voraussetzung nicht erfüllt ist. 

3. Liegen den Produkten (dieselben) vergleichbaren Rechte zugrunde? Den Produkten liegt nicht das-
selbe vergleichbare Recht gemäss Art. 24a Abs. 2 StHG zugrunde, womit diese Voraussetzung eben-
falls nicht erfüllt ist. 

Zu Frage e: 

Werden die Trainingsanleitungen zusammen mit einem Trainingsband im Set verkauft, qualifizieren sie für 
die ermässigte Besteuerung. Als Einzelprodukt haben sie aber keinen Patentschutz, womit sie ordentlich zu 
besteuern sind. 
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2.12. Berechnung des der Patentbox zuzurechnenden Ergebnisses; Ermittlung des Lie-
genschafts-, Finanz- und ausserordentlichen Erfolgs 

Sachverhalt 

Die PACSO AG ist in der Uhrenindustrie tätig. Sie produziert zwei Uhrenarten (Freetime- und Busytime-
Uhren) mit zwei verschiedenen Uhrwerken. Die PACSO AG beansprucht eine Patentbox für ein auf Freetime-
Uhren hinterlegtes Patent. Für Busytime-Uhren gibt es kein Patent. Die gesamte F & E Tätigkeit wird in der 
Schweiz ausgeübt. Die Erfolgsrechnung der Gesellschaft für das Jahr 2021 präsentiert sich wie folgt (mit 
Trennung zwischen dem ordentlichen Ergebnis und demjenigen, welches der Patentbox unterliegt): 
 

Erfolgsrechnung  
PACSO AG - 2021 Total Ordentlich 

Patent Box 
(Freetime) 

Operativer Ertrag 760'000'000 532'000'000 228'000'000 

Ertrag Immobilien und Anlagen 1'200'000 ? ? 

Aufwand Material - 280'000'000 - 182'000'000 - 98'000'000 

Aufwand Personal - 168'000'000 - 114'240'000 - 53'760'000 

Allgemeiner Aufwand - 85'000'000 - 62'900'000 - 22'100'000 

Aufwand Räumlichkeiten - 1'400'000 ? ? 

Wertberichtigung Immobilien - 3'000'000 ? ? 

Andere Abschreibungen - 23'000'000 - 17'250'000 - 5'750'000 

Aufwand Marketing - 42'000'000 - 26'040'000 - 15'960'000 

EBIT 158'800'000 ? ? 

Finanzertrag 11'000'000 ? ? 

Finanzaufwand - 22'000'000 ? ? 

Betriebsergebnis 147'800'000 ? ? 

Ausserordentlicher Aufwand - 12'000'000 ? ? 

Ergebnis vor Steuern 135'800'000 ? ? 

Steuern - 17'713'043 - 17'713'043 0 

Jahresgewinn 118'086'957 ? ? 
 

 

Die Räumlichkeiten der PACSO AG werden hauptsächlich für die eigene Tätigkeit der Gesellschaft genutzt. 
Da die Räumlichkeiten derzeit jedoch zu gross sind, wird ein Teil davon vermietet. Das Immobilienergebnis 
lässt sich wie folgt aufteilen: 
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Immobilienergebnis Vermietung an Dritte Eigengebrauch 

Ertrag 1'200’000 0 

Lokaler Aufwand - 500'000 - 900'000 

Wertberichtigung Immobilie - 300'000 - 2'700'000 

Ergebnis 400'000 - 3'600'000 

 
Die eigenen Räumlichkeiten werden zu 35 % für das Produkt «Freetime» und zu 65 % für 
das Produkt «Busytime» verwendet. 

 

Die Finanzerträge und -Aufwendungen sind im Einzelnen: 

Finanzergebnis im Detail Finanzertrag Finanzaufwand 

Wechselkursdifferenzen 10'500’000 - 15'000’000 

Zinsen* 500'000 - 4'000'000 

Zins auf Finanzierungsleasing (Maschine) 0 - 3'000'000 

Ergebnis 11'000'000 - 22'000'000 

*  Der Zinsertrag von CHF 500’000 betrifft ein Finanzdarlehen an eine Konzerngesellschaft. Weiter ist im 
Finanzaufwand ein Zinsaufwand von CHF 450'000 für ein Darlehen enthalten, welche eine Konzernge-
sellschaft der PACSO AG gewährt. 

 

Der ausserordentliche Aufwand von CHF 12’000’000 betrifft eine Umstrukturierung mit einem Pensionie-
rungsplan für das Personal von CHF 9’000’000 sowie die Kosten eines Rechtsstreits mit einem Geschäfts-
partner aufgrund eines Vertragsbruchs in Höhe von CHF 3’000’000. 
 

Fragestellungen 

a. Wie hoch ist das «Immobilienergebnis», das vom Erfolg der Patentbox im Sinne von Art. 3 Abs. 3 lit. b 
der Patentverordnung auszunehmen ist? 

b. Welches «finanzielle Ergebnis» ist vom Erfolg der Patentbox im Sinne von Art. 3 Abs. 3 lit. a der Patent-
verordnung auszunehmen? 

c. Sind «ausserordentliche Ergebnisse» vom Patentbox-Ergebnis auszunehmen? 

 

Hinweise: 
 
 Der Finanzierungsaufwand, welcher auf qualifizierte Beteiligungen entfällt, wird bereits vor der Aufteilung 

des verbleibenden Finanzierungsaufwandes auf solchen innerhalb und ausserhalb der Patentbox elimi-
niert. 
 
Die Zuordnung des Finanzierungsaufwandes erfolgt üblicherweise im Verhältnis der Gewinnsteuerwerte 
der betreffenden Aktiven zu den Gesamtaktiven. 
 

 Zur Vereinfachung wird in diesem Beispiel auf die Darstellung der Bilanz, welche die Grundlage für die 
Aufteilung liefern würde, verzichtet und ersatzweise auf die Erträge innerhalb und ausserhalb der Pa-
tentbox abgestellt. 
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Lösungsansatz 

Einführende Bemerkungen 

 Soweit Patente und vergleichbare Rechte in einem Produkt enthalten sind, ermittelt sich der ermässigte 
steuerbare Gewinn anhand des Reingewinns aus dem Produkt vor Steueraufwand (Produktbezogene 
Betrachtung; Residualmethode; Art. 3 PatV). 

 Zweck dieser Gesetzesbestimmung ist, Ergebnisse aus Tätigkeiten auszuschliessen, die nicht paten-
tierte Produkte betreffen und somit nicht für die Patentbox qualifizieren. Immobilien- und Finanzergeb-
nisse sind daher nur dann auszuschliessen, wenn ihre Erträge und Aufwendungen nicht mit der Erzielung 
der in der Patentbox enthaltenen Erträge zusammenhängen.  

 Die Finanz– und Immobilienergebnisse sind im Lichte der steuerlich massgebenden Bestimmungen und 
nicht aufgrund der Definition im Obligationenrecht (Rechnungslegungsrecht) oder einer anderen Geset-
zesnorm zu ermitteln.  

Fallbezogene Lösungshinweise 

a. Immobilienergebnis 
 
 Raumkosten, die mit Erträgen in der Patentbox im Zusammenhang stehen, sind der Patentbox zu-

zuordnen. 
 

 Das Ergebnis der Patentbox darf nur Immobilienergebnisse ausschliessen, die nicht mit den in der 
Patentbox enthaltenen Erträgen zusammenhängen (Ergebnis auf der als Finanzinvestition gehalte-
nen Liegenschaft). 
 

 Der Aufwand für Eigengebrauch von CHF 3’600’000 ist gemäss den Angaben im Sachverhalt zu 
35% und 65% auf die Patentbox-Tätigkeiten und patentbox-externen Tätigkeiten aufzuteilen (je 35% 
von 900'000 = 315'000 und 35% von 2'700'000 = 945'000).  
 

 Der Ertrag aus der Vermietung an Dritte ist von CHF 1'200'000 von der Patentbox auszuschliessen.  
 

b. Finanzergebnis 

 Obwohl das finanzielle Ergebnis ein im Obligationenrecht definierter Begriff ist, muss dieses Ergeb-
nis nach der steuerlich massgebenden Bestimmung von Artikel 3 PatV und nicht nach den Bestim-
mungen des Rechnungslegungsrechts ermittelt werden.  
 

 Wechselkursdifferenzen: 
 
Wechselkursdifferenzen (Erträge und Aufwendungen) stehen in Zusammenhang mit der Generie-
rung des Uhrenertrags. Sie sind daher auf den Ertrag des in der Patentbox enthaltenen Uhrener-
trags und des nicht in der Patentbox enthaltenen Uhrenertrags aufzuteilen.  
 
Auch das Rechnungslegungsrecht lässt eine Zuordnung von Wechselkursdifferenzen auf das Er-
gebnis der ordentlichen Tätigkeit und das Finanzergebnis zu (Handbuch der Wirtschaftsprüfung 
2014, Abschnitte IV.3.8.1 und IV 3.8.2).  
 
Gemäss Aufgabenstellung können die Wechselkursdifferenzen auf Basis der Erträge zugeordnet 
werden. Brutto betrachtet entfallen vom Ertrag CHF 3'150’000 (=10’500.000 / 760'000'000 x 
228’000’000), vom Aufwand mit dem gleichen Verhältnis CHF 4'500'000.- in die Patentbox.  
 
 
 

 Zinserträge und -aufwendungen: 
 



 
 39 / 79  
 
 

Das im Betreffnis «Zinsen» enthaltene Ergebnis betreffend Darlehen an eine Konzerngesellschaft 
gehört zum Finanzergebnis, das nicht in Zusammenhang mit der Patentbox steht. Ertrag (CHF 
500'000) und Aufwand (CHF 450'000) sind vom patentbezogenen Ergebnis auszunehmen. 
 
Der übrige Zinsaufwand ist gemäss Aufgabenstellung im Verhältnis der Erträge zuzuordnen (Pa-
tentbox: CHF 3'550'000 / 760'000'000 x 228’000'000 = 1'065'000). 
 
Der Zins auf Finanzierungsleasing dient der Finanzierung der im Uhrengeschäft verwendeten Akti-
ven und ist diesen zuzuordnen. Diese Aufwendungen sind auf den Ertrag der in der Patentbox ent-
haltenen Uhrenertrag und der von der Patentbox ausgenommenen Uhrenertrag aufzuteilen (Pa-
tentbox: CHF 3'000'000 / 760'000'000 x 228’000'000 = CHF 900'000).  

 
c. Ausserordentliches Ergebnis 

 
 Art. 3 der Patentverordnung enthält keine näheren Angaben zur Behandlung von ausserordentlichen 

Ergebnissen. Wie alle Erträge und Aufwendungen gemäss Erfolgsrechnung muss geprüft werden, 
ob die Aufwendungen und Erträge mit der Patentbox-Aktivität zusammenhängen oder nicht. 
 

 Im vorliegenden Fall betrifft der a.o. Aufwand die Kosten für den Personal-Pensionierungsplan und 
den Vertragsbruch sowohl die Tätigkeit der Patentbox als auch die Tätigkeit ausserhalb der Patent-
box. Daher ist dieser Aufwand auf beide Tätigkeiten aufzuteilen. Mangels genauerer Angaben kann 
der Umstrukturierungsaufwand auf Basis der Personalkosten aufgeteilt werden. Die Kosten des Ver-
tragsbruchs können nach Erträgen aufgeteilt werden, da sie die Verkäufe betreffen. 
 

 Folglich können die Restrukturierungskosten in Höhe von CHF 2’880’000 (9’000'000 / 168’000’000 
x 53’760’000) und die Kosten der Vertragsauflösung über CHF 900’000 (3’000'000 / 760’000’000 x 
228’000’000) dem Ergebnis der Patentbox zugerechnet werden, das heisst insgesamt 
CHF 3’780'000. 

 
d. Das Ergebnis aus der Boxenaktivität präsentiert sich wie folgt: 

Gewinn und Verlust PACSO AG Total 2021 Ordentlich 
Patent Box 
(Freetime) 

Ordentlicher Ertrag 760'000'000 532'000'000 228'000'000 

Ertrag Immobilien und Anlagen 1'200'000 1'200’000 0 

Aufwand Material -280'000'000 -182'000'000 -98'000'000 

Aufwand Personal -168'000'000 -114'240'000 -53'760'000 

Allgemeiner Aufwand -85'000'000 -62'900'000 -22'100'000 

Aufwand Räumlichkeiten -1'400'000 -1'085’000 -315’000 

Wertberichtigung Immobilien -3'000'000 -2'055’000 -945’000 

Andere Abschreibungen -23'000'000 -17'250'000 -5'750'000 

Aufwand Marketing -42'000'000 -26'040'000 -15'960'000 

EBIT 158'800'000 127'630’000 31'170’000 
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EBIT (Übertrag) 158'800'000 127'630’000 31'170’000 

Finanzertrag *) 11'000'000 7'850’000 3'150’000 

Finanzaufwand *) -22'000'000 -15'535’000 -6'465’000 

Betriebsergebnis 147'800'000 119'945’000 27'855’000 

Ausserordentlicher Aufwand -12'000'000 -8'220’000 -3'780’000 

Ergebnis vor Steuern 135'800'000 111'725’000 24'075’000 

Steuern -17'713'043 -17'713'043 0 

Jahresgewinn 118'086'957 94'011’957 24'075’000 

 

*): Aufteilung Finanzerfolg: 

Aufteilung Finanzerfolg  
im Detail 

Total 2021 Ordentlich 
Patent Box 
(Freetime) 

Wechselkursertrag 10'500’000 7'350’000 3'150’000 

Zinsertrag Konzerndarlehen 500’000 500’000  

Finanzertrag wie oben 11'000’000 7'850’000 3'150’000 

Wechselkursaufwand -15'000’000 -10'500’000 -4'500’000 

Zinsaufwand Konzerndarlehen -450’000 -450’000  

Übriger Zinsaufwand -3'550’000 -2'485’000 -1'065’000 

Aufwand Leasing -3'000’000 -2'100’000 -900’000 

Finanzaufwand wie oben 22'000’000 15'535’000 6'465’000 
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2.13. Eintrittsbesteuerung Patentbox – zweistufiger Eintritt aufgrund eines einzigen Pa-
tents 

Sachverhalt in N 

Die PACSO AG ist im Uhrenbereich tätig. Sie reicht ein Patent für ein neues Material ein, das sie zur Her-
stellung des Uhrenmodells A verwendet. Die PACSO AG stellt ebenfalls die Uhrenmodelle B und C her. Die 
Modelle B und C verwenden dieses neue Material nicht. PACSO AG beansprucht die Patentbox für Modell 
A in der Steuerperiode N. Die F&E-Kosten der letzten 10 Jahre belaufen sich auf: 

 Uhrenmodell A 

Patentbox (Patent 
auf neuem Material) 

Uhrenmodell B Uhrenmodell C 

Einzeln identifizierbare 
F&E-Kosten 

3'000’000 1'000’000 4'000’000 

Alle Modelle betref-
fende F&E-Kosten, 
aufgeteilt nach Verteil-
schlüsseln 

2'000’000 800’000 2'400’000 

Basierend auf dieser Tabelle wurde der bereits berücksichtigte Forschungs- und Entwicklungsaufwand für 
den Eintritt in die Patentbox in N (ausschliesslich Aufwand für die Herstellung des Uhrenmodells A, kein 
Aufwand betreffend Modelle B und C) auf CHF 5’000’000 festgelegt. 

Sachverhalt in N+2 

In N+2 betragen die Umsätze der Uhren A, B und C CHF 5’000’000, 2’000’000 und 12’000’000 und die 
Ergebnisse der einzelnen Uhren CHF 500’000, CHF 100’000 und CHF 2’000’000. 
 
In N+2 benützt PACSO das neu patentierte Material auch für die Herstellung der C-Uhren. Daher beantragt 
PACSO für CHF 2’500’000 (Ergebnis der Uhren A und C) die Patentbox. 
 

Fragestellung 

a. Kann für den Gewinn des Uhrenmodells C die Patentbox beansprucht werden?  

b. Falls ja: Ist C Gegenstand einer zweiten Patentbox oder ist sie der Patentbox der Uhr A zuzurechnen? 

c. Falls ja: Ist beim Eintritt des Uhrenmodells C in die Patentbox eine neue Eintrittsbesteuerung vorzuneh-
men? 

Lösungsansatz 

a. Da die Uhr C mit dem neuen, patentierten Material ausgestattet ist, kann für das Ergebnis des Uhren-
modells C die Patentbox beansprucht werden.  

b. Gemäss Artikel 4 PatV kann eine Produktfamilie nur gebildet werden, wenn (i) die Produkte auf ein und 
demselben Patent beruhen und (ii) die Produkte nur geringe Unterschiede aufweisen. Tatsächlich wei-
sen die Uhren A und C erhebliche Unterschiede auf (Zwei Uhren unterschiedlichen Modells). Daher 
können die C-Uhren nicht in die Patentbox A aufgenommen werden. Für die C-Uhr muss eine neue, 
eigene Patentbox beantragt werden, obwohl sie auf dem gleichen Patent wie die Uhr A beruht. 
 
Wenn die Uhr C dagegen ein «Untermodell» der Uhr A ist und zwischen diesen nur sehr wenige 
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Unterschiede bestehen, könnte die Uhr C in dieselbe Patentbox wie die Uhr A (Produktfamilie) integriert 
werden. Daher ist wichtig, die Entwicklung der Ergebnisse der Produkte, die im Ertrag der Patentbox 
enthalten sind, zu verfolgen, um zu kontrollieren, ob die neuen Produkte die Voraussetzungen erfüllen, 
um zu einer Produktfamilie zusammengefasst zu werden. 
 

c. Sobald ein Produkt in eine Patentbox eintritt, muss steuersystematisch über den bereits berücksichtigten 
F & E – Aufwand abgerechnet werden.  

Kann die Uhr C nicht in die gleiche Produktfamilie wie die Uhr A einbezogen werden, ist der bereits 
berücksichtigte F & E–Aufwand bei der Errichtung der neuen Patentbox (Grundlösung) zu besteuern. 

Kann die Uhr C dagegen in der besagten Produktfamilie wie die Uhr A einbezogen werden, und ist der 
bereits berücksichtigte F & E – Aufwand für die Uhr C nicht in die ursprüngliche Eintrittsbesteuerung für 
die Patentbox «neues Material» einbezogen worden, muss dieser Aufwand beim Eintritt der Uhr C in die 
Patentbox besteuert werden. 

Wird hingegen für den Eintritt die Verrechnungslösung angewendet und die potentiellen Patentboxer-
träge bis zur Integration nachweislich mit den zusätzlichen, bereits berücksichtigten F & E- Aufwendun-
gen verrechnet, entfällt eine zusätzliche Eintrittsbesteuerung. 
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3. Aufdeckung stiller Reserven bei Beginn der Steuerpflicht 

3.1. Beteiligungsabzug im Zusammenhang mit Art. 61a DBG / Art. 24c StHG 

Sachverhalt 

Beim Zuzug aus dem Ausland können nach Art. 61a DBG bzw. Art. 24c StHG die stillen Reserven ein-
schliesslich des selbst geschaffenen Goodwills aufgedeckt werden. 

Fragestellung 

Werden die stillen Reserven bei der Berechnung des Beteiligungsabzugs mitberücksichtigt? 

Lösungsansatz 

Die bei Zuzug aufgedeckten stillen Reserven unterliegen zufolge Erhöhung der Gewinnsteuerwerte auch der 
Kapitalsteuer, womit das gleiche Ergebnis wie bei einer buchmässigen Aufwertung dieser Reserven erzielt 
wird. Massgebend sind somit die Gewinnsteuerwerte der einzelnen Aktiven nach Aufdeckung und unter Be-
rücksichtigung allfälliger Abschreibungen in den Folgejahren. Dieser Grundsatz gilt trotz der abweichenden 
Behandlung der stillen Reserven auf Beteiligungen, welche nach Art. 61a DBG bzw. Art. 24c StHG nicht 
aufgedeckt werden dürfen, da ein allfälliger Kapitalgewinn inskünftig dem Beteiligungsabzug unterliegt. Der 
Gewinnsteuerwert und die Gestehungskosten dieser Beteiligungen beim Zuzug entsprechen somit deren 
Buchwert. 

 

Illustration:  

Berechnung Anteil Finanzierungsaufwand    

Aktiven gemäss Bilanz zu Buchwerten  3'500  

Als Gewinn besteuerte stille Reserven total (nach Zuzug)  500   

Gewinnsteuerunwirksam aufgedeckte stille Reserven bei Zu-
zug in die Schweiz 

 
2'000 

 
2'500 

 

Total Aktiven zu Gewinnsteuerwerten  6'000  

    

Qualifizierte Beteiligungen gemäss Bilanz zu Buchwerten  600  

Als Gewinn besteuerte Wertberichtungen (nach Zuzug) 100   

Gewinnsteuerunwirksam aufdeckbare stille Reserven bei Zu-
zug in die Schweiz 

 
0 

 
100 

 

Total Beteiligungen zu Gewinnsteuerwerten  700 11.66% 
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Kommentar: 

Gemäss Botschaft zur SV17 (BBI 2018, S. 56) dürfen stille Reserven auf Beteiligungen nach Art. 69 Bst. a 
und b DBG nicht aufgedeckt werden. Dies führt bei Einbezug der aufgedeckten stillen Reserven dazu, dass 
mit Ausnahme der Beteiligungen sämtliche Aktiven zum Verkehrswert bewertet werden, wobei der darin 
enthaltende Mehrwert durch die lineare Abschreibung über 10 Jahre und die Einhaltung des Niederstwert-
prinzips – auch in der Steuerbilanz – sukzessive vermindert wird und die Bewertung der Beteiligungen in 
den Gesamtaktiven ebenfalls zu Gewinnsteuerwerten erfolgt. 

Für den Beteiligungsabzug auf Dividenden und auf Kapitalgewinnen muss der anteilige Finanzierungsauf-
wand, welcher auf qualifizierte Beteiligungen entfällt, ermittelt werden (Art. 70 DBG); Gemäss Kreisschrei-
ben ESTV 2009 Nr. 27 erfolgt dies grundsätzlich im Verhältnis der Gewinnsteuerwerte der qualifizierten Be-
teiligungen zum Gewinnsteuerwert der gesamten Aktiven. Demnach sind für die Berechnung des Beteili-
gungsabzuges auf Kapitalgewinnen gemäss Art. 70 Abs. 4 DBG  

 die im Rahmen von Art. 61a DBG resp. Art. 24c StHG aufgedeckten stillen Reserven (inkl. Goodwills) zu 
berücksichtigen, da die bei Zuzug aufgedeckten stillen Reserven zufolge Erhöhung der Gewinnsteuer-
werte auch der Kapitalsteuer unterliegen. Damit wird das gleiche Ergebnis erzielt, wie wenn die stillen 
Reserven buchmässig aufgedeckt würden. Das heisst, es ist bei der Berechnung des Beteiligungsabzu-
ges vom Gewinnsteuerwert der Gesamtaktiven auszugehen; 

 entspricht der Gewinnsteuerwert der qualifizierenden Beteiligungen für den Beteiligungsabzug dem 
Buchwert, da die stillen Reserven auf qualifizierenden Beteiligungen nach Art. 61a DBG resp. Art. 24c 
StHG nicht aufgedeckt werden dürfen; 

 entsprechen die Gestehungskosten beim Zuzug dem Buchwert gemäss Handelsbilanz der Schweiz („Er-
öffnungsbilanz“). Bei buchmässigen Aufwertungen vor dem Zuzug gelten ebenfalls die Buchwerte ge-
mäss Eröffnungsbilanz als Gestehungskosten;  

 beginnt die für die Geltendmachung des Beteiligungsabzuges auf Kapitalgewinnen massgebende Besit-
zesdauer gemäss Art. 70 Abs. 4 Buchstabe b DBG im Zeitpunkt des Zuzugs. 

Bei Zuzügen aus dem Ausland führt das Abstellen auf die Gewinnsteuerwerte für die Schätzung des Finan-
zierungsaufwandes dazu, dass man die qualifizierenden Beteiligungen und die Gesamtaktiven ungleich be-
wertet, was zu einem ungenügenden Finanzierungsaufwand führen würde. Indes nimmt der Gewinnsteuer-
wert des Mehrwertes mit zunehmender Abschreibungsdauer ab, sodass sich die Bewertungsmassstäbe mit 
der Zeit angleichen. Ferner kann davon ausgegangen werden, dass die Unternehmen ihre Aktiven inklu-
sive Beteiligungen buchmässig aufwerten, soweit dies handelsrechtlich möglich ist. 
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3.2. Zuzug aus dem Ausland: Kapitalsteuer 

Sachverhalt 

Art. 24c StHG und 61a DBG behandeln die Aufdeckung der stillen Reserven bei Zuzug in die Schweiz. Im 
Gegensatz zu den Umstrukturierungsnormen, welche bei Entnahmetatbeständen die Geltendmachung einer 
als Gewinn versteuerten Reserve im Fall des nachträglichen Dahinfallens der Voraussetzungen zur Gewäh-
rung der Steuerneutralität explizit normiert, fehlt ein Hinweis zur Technik der Erhöhung bei den gewinnsteu-
erlich massgebenden Vorschriften von Art. 24c StHG und 61a DBG. Weiter wurde mit der STAF Art. 29 Abs. 
2 Bst. b StHG, welche eine Aufrechnung im Kapital derjenigen stillen Reserven, welche im Fall der Gewinn-
besteuerung aus versteuertem Gewinn gebildet worden wären, aufgehoben. 

Es bestand bisher Einigkeit, dass die gewinnsteuerunwirksame Aufdeckung von stillen Reserven beim Zu-
zug, welche aus steuersystematischen Gründen durch Erhöhung der Gewinnsteuerwerte der individuellen 
Aktiven und des selbst geschaffenen Mehrwerts erfolgt, auch zu einer Aufrechnung im steuerbaren Eigen-
kapital führen muss. Damit wird eine Gleichstellung erreicht mit jenen Unternehmen, welche ihre Reserven 
beim Zuzug buchmässig offenlegen. 

Die zuziehende Unternehmung kann die stillen Reserven auf den einzelnen materiellen und immateriellen 
Aktiven (inkl. Markenrechte) nur bis zu den OR-Höchstwerten buchmässig offenlegen, nicht aber jene auf 
dem selbstgeschaffenen Mehrwert. Insofern bezieht sich unsere Begründung mit der Gleichstellung der 
buchmässigen Aufdeckung nur auf einzelne Aktiven, nicht aber auf Goodwill, der buchmässig nicht offenge-
legt werden kann. 

Ermittlung der Aufdeckungsbeträge wie folgt:  

Schritt 1 Schritt 2 Schritt 3 Schritt 4 Schritt 5 

Unternehmenswert Abzüglich Beteili-
gungen 

Abzüglich Lie-
genschaften 

Abzüglich Übrige 
Vermögenswerte 

= Goodwill 

Bestimmung  
Unternehmenswert 

Abzug Beteili-
gungen zum Ver-
kehrswert  

Abzug Liegen-
schaften zum 
Verkehrswert  

Abzug übriger ma-
terieller und im-
materieller Vermö-
genswerte (inkl. 
Markenrechte) 
zum Verkehrswert 
(„Step-up“ auf Ein-
zelaktiven) 

Goodwill als Re-
sidualgrösse 
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Fragestellung 

Ist trotzdem eine Aufrechnung im steuerbaren Eigenkapital auch auf Goodwill möglich? 

Lösungsansatz 

In Anlehnung an die jüngste Rechtsprechung des BGer (Urteil vom 14.11.2019, 2C_119/2018) könnte eine 
Aufrechnung im steuerbaren Kapital aus steuersystematischen Gründen mangels expliziter Korrekturvor-
schrift in Art. 24c und Art. 29 Abs. 3 StHG und Art. 61a DBG nur bis zu den OR-Höchstwerten geltend ge-
macht werden. Dem ist entgegenzuhalten, dass  

 die Aufhebung von Art. 29 Abs. 2 lit. b StHG in Zusammenhang mit der Abschaffung der kantonalen 
Steuerstatus steht und nicht die Kapitalaufrechnung bei Erhöhung von Gewinnsteuerwerten in Frage 
stellt; 

 mit der bloss steuerbilanziell vorzunehmenden Aufdeckung durch Erhöhung der Gewinnsteuerwerte 
(auch des selbst geschaffenen Mehrwertes) Abschreibungssubstrat geschaffen wird, was auch zu einer 
Erhöhung des steuerbaren Eigenkapitals führt; 

 eine Kapitalaufrechnung auch in Fällen erfolgt, in denen beim nachträglichen Dahinfallen der Voraus-
setzungen für die Steuerneutralität vom Umstrukturierungen gemäss Art. 24 Abs. 3ter und 3quinquies StHG 
als Gewinn versteuerte stille Reserven geltend gemacht werden. 

Bei der Bewertung, insbesondere des selbst geschaffenen Mehrwerts, ist bei Anwendung der DCF-Methode 
der finanzmathematische Zusammenhang zwischen Kapitalisierungszinssatz, Einbezug des terminal Value 
und Abschreibungsdauer zu berücksichtigen. 
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4. Besteuerung stiller Reserven am Ende der Steuerpflicht 

Noch nicht behandelt. 
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5. Zusatzabzug von Forschungs- und Entwicklungsaufwand 

5.1. Umfang des Zusatzabzugs beim Auftragnehmer 

Sachverhalt 

Der Auftraggeber hat seinen Sitz in einem Kanton, welcher den Zusatzabzug für Forschungs- und Entwick-
lungsaufwand im Umfang von 20% gewährt. Der Sitzkanton des Auftragnehmers gewährt einen höheren 
Zusatzabzug von 50%. Der Auftraggeber kann somit auf 80% des in Rechnung gestellten Betrages einen 
Zusatzabzug für Forschungs- und Entwicklungsaufwand von 20% geltend machen. 

Fragestellung 

Kann und wenn ja in welchem Umfang der Auftragnehmer einen Zusatzabzug geltend machen? 

Lösungsansatz 

Aufgrund des Wortlauts im Gesetz (Art. 25a Abs. 4 StHG) ist das so nicht vorgesehen. Somit kann der im 
Sitzkanton des Auftraggebers nicht beanspruchte Teil des Zusatzabzuges von 30% nicht vom Auftragnehmer 
in Anspruch genommen werden.  
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5.2. Weiterverrechnung von Produktkosten im Konzern mit der Kostenaufschlagsme-
thode 

Sachverhalt 

Die DISTRI SA ist verantwortlich für den Verkauf, das Marketing und die Marktbearbeitung von Uhren, welche 
sie von ihrer Schwestergesellschaft der PRODUCT SA bezieht. Die PRODUCT SA ist verantwortlich für die 
Produktion sowie die Forschung und Entwicklung der Uhren. Die F&E Aufwendungen belaufen sich jährlich 
auf CHF 5.0 Mio. Der Preis für die Uhren entspricht den Produktionskosten zuzüglich eines Aufschlags von 
13%. 

Fragestellung 

Welche Gesellschaft kann den Zusatzabzug nach Art. 25a StHG geltend machen? 

Lösungsansatz 

Zwischen den beiden Gesellschaften DISTRI SA und PRODUCT SA besteht kein Auftragsverhältnis (Auf-
tragsgeber-Auftragsnehmer) für die Erbringung von Dienstleistungen im Bereich Forschung und Entwicklung. 
Die Uhren werden zu Cost+ (welcher einer marktmässigen Entschädigung entspricht) weiterverrechnet und 
die F&E Aufwendungen zulasten der Erfolgsrechnung der PRODUCT SA verbucht, womit diese den Zusatz-
abzug nach Art. 25a StHG geltend machen kann. 
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5.3. Qualifizierende Tätigkeiten 

Sachverhalt 1 

Die Bank AG beauftragt die Inno AG, ihr Produkt „Roboassistance“ für Funktionen im Zusammenhang mit 
den Kundenbeziehungen der Bank, unter gewissen Anpassungen, zu implementieren (Sprachassistenz für 
telefonische Kontakte sowie weitere Funktionen für die Unterstützung der Compliance der Bank). 

Fragestellung 

Kann die Bank AG den von der Inno AG in Rechnung gestellten Aufwand für die Implementierung von „Ro-
boassistance“ als Zusatzabzug für Forschung und Entwicklung geltend machen? 

Lösungsansatz 

Der Kauf von „Roboassistance“ durch die Bank AG stellt keine Forschung dar. Drei Kriterien des Frascati-
Handbuchs – Neuartigkeit, schöpferische Tätigkeit und Ungewissheit – sind nicht erfüllt. Die Suche nach 
zuvor unentdeckten Phänomenen, Strukturen und Zusammenhängen als Hauptkriterium der wissenschaftli-
chen Forschung und der wissenschaftsbasierten Entwicklung ist nicht gegeben. Es wird bloss das bereits 
verfügbare Wissen mit einer Anpassung resp. durch kundenspezifische Gestaltung vermittelt, ohne eine Er-
weiterung des Kenntnisstandes (Frascati-Handbuch, Kapitel 2, Ziffer 2.21, Tabelle 2.1). 

Mit der Implementierung eines der bestehenden Produkte der Inno AG unter Vornahme von gewissen An-
passungen liegt zwar Prozess-Innovation vor, da die Prozesse verändert, die Kosten gesenkt, die Dienstleis-
tungen verbessert (Telefonkontakt rund um die Uhr) und die Compliance unterstützt werden. Der Kaufpreis 
qualifiziert aber nicht für den Zusatzabzug für Forschung. 

Variante 

Die Bank AG entwickelt selber eine Software, die dazu dient, ihren Kunden Werbung für individuell zusam-
mengestellte Derivate anzubieten. Die kundenspezifische Zusammenstellung der Derivate erfolgt mittels ei-
nem von der Bank entwickelten Algorithmus, der auf die Daten im Zahlungsverkehr der Kunden zugreift. 

Fragestellung 

Qualifizieren die Aufwendungen für die Entwicklung des Algorithmus für den Zusatzabzug für Forschung und 
Entwicklung? 

Lösungsansatz 

Die Eigenentwicklung des Algorithmus stellt Forschung dar. Die fünf Kriterien nach Frascati-Handbuch – 
Neuartigkeit, schöpferische Tätigkeit, Ungewissheit, systematisches Vorgehen und Übertragbarkeit und/oder 
Reproduzierbarkeit – sind erfüllt.  

Die Software-Entwicklung der Bank AG ist eine Marketing-Innovation, die nach Oslo-Handbuch 2005 zwar 
als Forschung und Entwicklung qualifiziert. Gemäss Botschaft STAF können aber Innovationen im Marke-
tingbereich nie für den Zusatzabzug für Forschung und Entwicklung qualifizieren, weshalb dies auch auf den 
vorliegenden Aufwand zutrifft. 
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Fall 5.3 Qualifizierende Tätigkeiten: Sachverhalt 2 

Die Waschmaschinen AG entwickelt selber eine Software, welche eine Sprachsteuerung von Waschmaschi-
nen ermöglicht und insbesondere für behinderte oder ältere Menschen einen einfacheren Bedienkomfort der 
Waschmaschine erlaubt.  

Fragestellung 

Qualifiziert der Aufwand für die Entwicklung der Sprachsteuerung für den Zusatzabzug für Forschung und 
Entwicklung? 

Lösungsansatz 

Alle fünf Kriterien nach Frascati-Handbuch – Neuartigkeit, schöpferische Tätigkeit, Ungewissheit, systemati-
sches Vorgehen und Übertragbarkeit und/oder Reproduzierbarkeit – sind erfüllt.  

Nach Oslo-Handbuch 2005 handelt es sich um eine Produkt-Innovation mit wesentlicher Verbesserung der 
bisherigen technischen Möglichkeiten. 

Alle Voraussetzungen sind erfüllt, sodass der für die Entwicklung der Sprachsteuerung direkt aufgewendete 
Personalaufwand für Forschung und Entwicklung plus einen Zuschlag von 35% für den Zusatzabzug für 
Forschung und Entwicklung qualifiziert. 

Variante 

Die Waschmaschinen AG hat ihre Waschmaschinen-Sprachsteuerung zum vermarktungsreifen Produkt ent-
wickelt. Sie verkauft es unter Anpassung an die spezifischen Kundenbedürfnisse an ein Schweizer Konkur-
renz-Unternehmen. Die Käuferin implementiert das Produkt nach dem Kauf in ihre Software der Waschau-
tomatik. 

Fragestellungen 

a. Unterliegt der Aufwand für die Anpassung der Sprachsteuerung an die Bedürfnisse der Käufer dem 
Zusatzabzug für Forschung und Entwicklung?  

b. Kann die Käuferin den Kaufpreis als Forschung und Entwicklung geltend machen? 

Lösungsansatz 

a. Anpassungen bei der Implementierung stellen weder Forschung noch Entwicklung i.S. des Frascati- 
oder des Oslo-Handbuchs dar. Die fünf Kriterien des Frascati-Handbuchs sind nicht kumulativ erfüllt. 
Es liegen weder Neuartigkeit noch Ungewissheit oder Übertragbarkeit vor.  

b. Bei der Käuferin liegt keine Produkt- oder Prozess-Innovation im Sinn einer wesentlichen Produktver-
besserung vor. Eine Qualifikation als Forschung und Entwicklung ist damit ausgeschlossen. Der Kauf 
von Produkten, dazu zählen beispielsweise auch die Lizenzaufwendungen, stellt nie Forschung und 
Entwicklung dar. 
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Fall 5.3 Qualifizierende Tätigkeiten: Sachverhalt 3 

Die IT AG entwickelt auf eigenes Risiko hin eine Informatik-Applikation zur Unterstützung von mündlichen 
Prüfungen an Schulen und Universitäten (Spracherkennungs-App mit der Möglichkeit, Prüfungsschema und 
Antworten abzugleichen und zu bewerten). 

Fragestellung 

Qualifiziert der Personalaufwand für die Entwicklung der Prüfungs-App für den Zusatzabzug für Forschung 
und Entwicklung? 

Lösungsansatz 

Es handelt sich um eine Neuentwicklung. Die fünf Kriterien nach Frascati-Handbuch (neuartig, schöpferisch, 
ungewiss, systematisch und reproduzierbar) sind erfüllt. Im Ergebnis liegt eine Produkt-Innovation vor und 
der direkte Personalaufwand in der Forschung und Entwicklung qualifiziert für den Zusatzabzug. 

Variante 

Die Abendschule AG beauftragt die IT AG, eine Informatik-Applikation zur Unterstützung von mündlichen 
Prüfungen an ihrer Schule zu entwickeln.  

Fragestellung 

Qualifiziert der Entwicklungsaufwand der IT AG für die Entwicklung der Prüfungs-App für den Zusatzabzug 
für Forschung und Entwicklung? 

Lösungsansatz 

Die Fragestellung entspricht dem Grundsachverhalt. Forschung nach den fünf Kriterien des Frascati-Hand-
buchs und Innovation liegen vor. Deshalb kann die Abendschule AG den Aufwand zu 80 % für den Zusatz-
abzug für Forschung und Entwicklung beanspruchen.  

  



 
 53 / 79  
 
 

Fall 5.3 Qualifizierende Tätigkeiten: Sachverhalt 4 

Die Mode AG beschäftigt eine Designerin, die halbjährlich neue Designs für Modekollektionen entwirft. 

Fragestellung 

Kann die Mode AG für den Personalaufwand der Designerin den Zusatzabzug für Forschung und Entwick-
lung geltend machen? 

Lösungsansatz 

Einerseits sind die fünf Kriterien nach Frascati-Handbuch nicht erfüllt und andererseits sind nach Oslo-Hand-
buch 2005 (Ziffer 203) routinemässige und zyklische Erscheinungen keine Marketing-Innovationen. Marke-
ting würde nach Botschaft STAF nie für Forschung und Entwicklung qualifizieren.  

Variante 1 

Die Mode AG möchte sich der nachhaltigen Modeproduktion und dem entsprechenden Vertrieb verschreiben 
und lässt in der Schweiz eine neue auf pflanzlicher Basis gewobene Naturtextilie entwickeln. Ein Drittunter-
nehmen entwickelt eine neue als Stoff verwendbare natürliche Substanz, die sich weben, verarbeiten und 
tragen lässt. Der neue Stoff wird von der Designerin in die neue Kollektion aufgenommen. 

Fragestellung 

Kann die Mode AG den Entwicklungsaufwand für die Naturtextilien als Zusatzabzug für Forschung und Ent-
wicklung geltend machen? 

Lösungsansatz 

Die fünf Kriterien nach Frascati-Handbuch für Forschung sind erfüllt. Zudem handelt es sich gemäss Oslo-
Handbuch 2005 um eine Produktinnovation. Dieser erstmalige Entwicklungsaufwand des Stoffes für die 
Mode AG berechtigt zum Zusatzabzug von 80 % für Forschung und Entwicklung bei der Mode AG. 

Variante 2 

Die Mode AG entwickelt ihren bereits bestens im Markt eingeführten und in der Schweiz produzierten be-
kannten Laufschuh "Runner" exklusiv für einen Kreis von 1'000 Kunden in einer frei wählbaren Farbe gegen 
kleinen Aufpreis weiter.  

Fragestellung 

Stellen die Entwicklungsaufwendungen (Umrüsten der Maschinen und das Einrichten für die Farbgestaltung) 
Forschung und Entwicklung dar? 

Lösungsansatz 

Die fünf Kriterien nach Frascati-Handbuch sind nicht kumulativ erfüllt. Es handelt sich weiter weder um eine 
Produkt- noch um eine Prozessinnovation. Der Exklusivschuh ist eine Marketing-Innovation bzw. eine Rou-
tineveränderung am Schuh, die als solche nicht qualifiziert. Letztlich kann aber gemäss Botschaft STAF 
Marketing-Innovation nie für Forschung und Entwicklung qualifizieren. 
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Fall 5.3 Qualifizierende Tätigkeiten: Sachverhalt 5 

Die Pharma AG erwirbt ein neuartiges Molekül, in der Hoffnung, daraus ein marktfähiges Produkt für die 
Medizin entwickeln zu können. 

Fragestellung 

Qualifizieren die Aufwendungen für den Erwerb des Moleküls für den Zusatzabzug für Forschung und Ent-
wicklung? 

Lösungsansatz 

Der Kauf von Substanzen zur Forschung und Entwicklung qualifiziert nie für den Zusatzabzug für Forschung 
und Entwicklung. Vorliegend kauft die Pharma AG ein Molekül mit der Erwartung gewisser Eigenschaften 
resp. Wirkungen. Der Kauf erfolgte am freien Markt ohne einen Auftrag der Pharma AG und somit liegt auch 
keine Auftragsforschung vor.  

Variante 1 

Die Pharma AG testet und entwickelt das erworbene Molekül und gewinnt im Zusammenspiel mit anderen 
Substanzen eine neue medizinische Wirksubstanz. 

Fragestellung 

Qualifiziert der für die Entwicklung der neuen Substanz angefallene Aufwand für den Zusatzabzug für For-
schung und Entwicklung? 

Lösungsansatz 

Die fünf Kriterien nach Frascati-Handbuch sind erfüllt (neuartig, schöpferisch, ungewiss, systematisch und 
reproduzierbar). Im Ergebnis liegt ein neues Produkt vor. Möglicherweise kann die Entwicklung sogar zu 
neuen Verfahren oder Prozessen geführt haben. Die neue Wirksubstanz ist durch Grundlagenforschung oder 
durch experimentelle Entwicklung entstanden. Der direkt zurechenbare Personalaufwand für Forschung und 
Entwicklung qualifiziert für den Zusatzabzug. 

Variante 2 

Die Pharma AG meldet die neue Substanz bei der Swissmedic zur Zulassung an. Die von Swissmedic ver-
rechneten Zulassungskosten betragen CHF 250'000. 

Fragestellung 

Qualifizieren die Swissmedic-Kosten für die Zulassung des Medikamentes für den Zusatzabzug für For-
schung und Entwicklung? 

Lösungsansatz 

Bei den Swissmedic-Kosten handelt es sich nicht um Personalaufwand. Dieser Aufwand ist im Gemeinkos-
tenaufschlag von 35% auf dem qualifizierenden Personalaufwand für Forschung und Entwicklung enthalten. 
Ein Zusatzabzug für Forschung und Entwicklung ist dafür nicht möglich.  

Variante 3 

Die Pharma AG hat der Subpharma AG den Auftrag erteilt, mittels des Moleküls nach einer neuen Wirksub-
stanz zu forschen. Die Subpharma AG entwickelt erfolgreich eine neue Substanz und erledigt die ganzen 
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klinischen Tests und das Zulassungsverfahren bei Swissmedic. Sie stellt der Pharma AG eine Gesamtrech-
nung (inkl. Administrativaufwand für das Zulassungsverfahren bei der Swissmedic). 

Fragestellung 

Kann die Pharma AG für die Gesamtrechnung der Subpharma AG den Zusatzabzug für Forschung und 
Entwicklung beanspruchen? 

Lösungsansatz 

Grundsätzlich qualifiziert die Auftragsforschung und -Entwicklung für den Zusatzabzug für Forschung und 
Entwicklung (vgl. Würdigung zu Variante 1). Der Aufwand qualifiziert allerdings nur zu 80% für den Zusatz-
abzug für Forschung und Entwicklung. Behördliche Zulassungskosten sind auf der Rechnung der Sub-
pharma AG normalerweise separat ausgewiesen. Diese gehören nicht zur Forschung und Entwicklung und 
qualifizieren nicht. Sind die behördlichen Zulassungskosten in der Rechnung enthalten, sind sie für die Zwe-
cke des Zusatzabzuges für Forschung und Entwicklung zu eliminieren. 
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Fall 5.3 Qualifizierende Tätigkeiten: Sachverhalt 6 

Die Food AG beauftragt die Consulting AG mit einer Strategieberatung. Ziel der Beratung soll eine Analyse 
sein, in der aufgezeigt wird, in welchen Geschäftsbereichen sich die Food AG besonders positiv entwickeln 
kann. Für die Erstellung der Analyse untersucht die Consulting AG die internen und externen Prozesse und 
nimmt eine umfassende Marktanalyse vor. 

Fragestellung 

Qualifizieren die Beratungs-Aufwendungen der Consulting AG bei der Food AG für den Zusatzabzug für 
Forschung und Entwicklung? 

Lösungsansatz 

Die Beratung und Marktanalyse der Consulting AG stellen keine Forschung nach den fünf Kriterien des Fra-
scati-Handbuchs dar. Es fehlen die Neuartigkeit, die Reproduzierbarkeit und die Ungewissheit. 

Die Consulting AG vermittelt nur bestehendes Wissen, das keine Forschung darstellt (Frascati-Handbuch, 
Kapitel 2, Ziffer 2.21, Tabelle 2.1). Die Feststellungen wie die Organisationsstruktur der Food AG verbessert 
werden kann entspricht den üblichen Methoden der Betriebswirtschaft und die blosse Analyse oder die For-
mulierung neuer Management-Strategien stellen auch keine Innovation der Organisation dar, sondern erst 
die Umsetzung anhand von neuen Technologien (Oslo-Handbuch, Ziffer 179). Die Marktanalyse stellt keine 
Marketing-Innovation dar. Marketing-Innovation qualifiziert auch nach Botschaft STAF nicht für den Zusatz-
abzug für Forschung und Entwicklung. Im Ergebnis qualifiziert die ganze Strategieberatung mit der Prozess- 
und Marktanalyse nicht für den Zusatzabzug für Forschung und Entwicklung. 

Variante 

Die Food AG entwickelt einen neuen Süssstoff für Joghurts. Der Personalaufwand beträgt bis zur Rezeptur 
mit erfolgreichen Geschmacksproben CHF 150'000. 

Fragestellung 

Qualifiziert der Personalaufwand für die Entwicklung der Rezeptur des Joghurts für den Zusatzabzug für 
Forschung und Entwicklung? 

Lösungsansatz 

Die Food AG ersetzt nicht bloss gängigen Kristallzucker gegen andere gängige Zuckerarten, sondern entwi-
ckelt einen neuen bisher nicht bekannten oder zumindest nicht angewendeten Austauschstoff. Das blosse 
Ersetzen von Zucker gegen andere Zuckerarten ist reine Marketing-Innovation, welche als Routineverände-
rung nach Oslo-Handbuch 2005 gerade nicht für Marketing-Innovation qualifiziert. Nach Botschaft STAF qua-
lifizieren Marketing-Innovationen aber ohnehin nicht für Forschung und Entwicklung. 

Vorliegend handelt es sich aber um Forschung einerseits, weil die fünf Kriterien nach Frascati-Handbuch 
erfüllt sind (neuartig, schöpferisch, ungewiss, systematisch und reproduzierbar) und andererseits um eine 
Produkt-Innovation, d.h. um eine wesentliche Neuerung oder Anpassung eines Produktes. Damit qualifizie-
ren die direkt zurechenbaren Personalaufwendungen aus der Forschung und Entwicklung für die Entwicklung 
des neuen Süssstoffs für den Zusatzabzug für Forschung und Entwicklung. 
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6. Abzug auf Eigenfinanzierung 

Noch nicht behandelt. 
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7. Entlastungsbegrenzung 

7.1. Berechnung Entlastungsbegrenzung in einem monistischen Kanton bei einem 
Wertzuwachsgewinn aus Liegenschaftenverkauf 

Sachverhalt 

Die GENIAL-IMMOB AG erzielt einen Reingewinn von CHF 100'000, welcher einen Wertzuwachsgewinn aus 
dem Verkauf einer Liegenschaft von CHF 40'000 (keine wiedereingebrachten Abschreibungen) beinhaltet. 
Dieser Wertzuwachsgewinn wird mit der Grundstückgewinnsteuer erfasst. Die Gesellschaft macht zudem 
einen Zusatzabzug für Forschungs- und Entwicklungsaufwand von CHF 50'000 geltend, welcher mit 70% 
des steuerbaren Gewinns vor Verlustverrechnung begrenzt wird. 

Fragestellung 

Wie ist die Entlastungsbegrenzung Art. 25b StHG zu berechnen. 

Lösungsansatz  

Gemäss Wortlaut Art. 25b Abs. 1 StHG bezieht sich die Gesamtentlastungsbegrenzung auf den « steuerba-
ren Reingewinn ». Massgebend ist das kantonale Recht, das laut Art. 12 Abs. 4 StHG beide Grundstückge-
winnsteuersysteme zulässt, mithin auch die als Objektsteuer ausgestaltete Grundstückgewinnsteuer auch 
für Kapitalgesellschaften und Genossenschaften. Konsequenterweise reduziert sich auch der steuerbare 
Reingewinn um die der Grundstückgewinnsteuer unterliegende Differenz zwischen Veräusserungserlös und 
Anlagewert. 

Da vorliegend der Wertzuwachsgewinn mit der Grundstückgewinnsteuer erfasst wird, beträgt der steuerbare 
Gewinn CHF 60'000 und der maximal zulässige Zusatzabzug für den Forschungs- und Entwicklungsaufwand 
CHF 42'000 (70% von CHF 60'000). 
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8. Steuerermässigung Eigenkapital 

8.1. Patente / Darlehen im Konzern: Steuerermässigung auf Eigenkapital (Art. 29 Abs. 
3 StHG) 

Sachverhalt 

Neu kann die Ermässigung beim Kapital nicht nur anteilsmässig auf den verbuchten Beteiligungen beantragt 
werden, sondern auch auf den verbuchten Patenten und konzerninternen Darlehen. 

Fragestellungen 

a. Müssen die bei Eintritt in die Patentbox besteuerten stillen Reserven für die Berechnung der Ermässi-
gung der Kapitalsteuer berücksichtigt werden? 

b. Welche Darlehen sind konzerninterne Darlehen? 

c. Können die Aktiv- und Passivdarlehen miteinander verrechnet werden? 

Lösungsansatz 

a. Da das StHG kein Abstellen auf die Gewinnsteuerwerte vorschreibt besteht hier ein kantonaler Frei-
raum. 

b. Gemäss Art. 959a Abs. 4 OR müssen nicht nur Konzerndarlehen, sondern auch kurzfristige Forderun-
gen gegenüber beteiligungsmässig verbundenen Gesellschaften separat bilanziert werden. Aus Optik 
Praktikabilität wäre somit ein Einbezug möglich (kantonaler Freiraum). 

c. Eine Verrechnung widerspricht dem Finanzierungsgedanken. Finanzwirtschaftlich betrachtet müssen 
auch Konzerndarlehen mit Eigenkapital unterlegt sein. 
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9. Übergangsbestimmungen 

9.1. Fusion von zwei Statusgesellschaften mit unterschiedlicher Besteuerungsquote 

Sachverhalt 

Die TRADING SA mit Sitz im Kanton VD wird bis Ende der Steuerperiode 2019 als gemischte Gesellschaft 
besteuert. In der Steuerperiode 2020 unterliegen 90% des Reingewinns von CHF 3.0 Mio. der Sondersteuer 
bzw. werden 10% ordentlich besteuert. 

Die PROD&TRADE SA mit Sitz im Kanton GE wird bis Ende der Steuerperiode 2019 als gemischte Gesell-
schaft besteuert. In der Steuerperiode 2020 unterliegen 70% des Reingewinns von CHF 6.0 Mio. der Son-
dersteuer bzw. werden 30% ordentlich besteuert. 

In der Steuerperiode 2021 fusionieren die beiden Gesellschaften, wobei der Sitz im Kanton GE verbleibt und 
im Kanton VD neu eine Betriebsstätte besteht. Der gesamte Reingewinn nach Fusion beträgt CHF 9.0 Mio. 
Die interkantonale Ausscheidung erfolgt indirekt nach Erwerbsfaktoren, womit der Kanton GE 80% und der 
Kanton VD 20% besteuern können. 

Fragestellungen 

a. Wie hoch ist der der Sondersteuer unterliegende Reingewinn im Kanton GE? 

b. Wie hoch ist der der Sondersteuer unterliegende Reingewinn im Kanton VD? 

Lösungsansatz 

a. Der Kanton GE kann CHF 7.2 Mio. (80% von CHF 9.0 Mio.) besteuern, wobei 76.67% oder 
CHF 5'520'240 der Sondersteuer unterliegen. 

b. Der Kanton VD kann CHF 1.8 Mio. (20% von CHF 9.0 Mio.) besteuern, wobei 76.67% oder 
CHF 1'380'060 der Sondersteuer unterliegen. 

 

  



 
 61 / 79  
 
 

9.2. Bilanzstichtag in der Steuerperiode 2020 vor dem 31. Dezember 

Sachverhalt 

Das Geschäftsjahr der ordentlich besteuerten Gesellschaft umfasst 12 Monate, wobei der Bilanzstichtag 
nicht dem 31. Dezember des Kalenderjahrs entspricht (bspw. 1.4.2019 bis 31.3.2020). 

Frage 

In welchem Umfang kann die Gesellschaft in der Steuerperiode 2020 (1.4.2019 bis 31.3.2020) von den 
STAF-Massnahmen profitieren? Sind die Ermässigungen laut Art. 24b bzw. 25a StHG für zwölf Monate oder 
pro rata temporis zu gewähren? 

Lösungsansatz 

Massgebend ist das Recht des Kalenderjahres, in welchem die Steuerperiode endet. Die Ermässigungen 
können somit in der Steuerperiode 2020 für 12 Monate – unabhängig vom Bilanzstichtag- gewährt werden. 
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10. Interkantonale Steuerausscheidung 

10.1. Entlastungsbegrenzung beim Nebeneinander vom monistischen und dualistischen 
Grundstückgewinnsteuer-System 

Sachverhalt 

Die X-AG erzielt im Geschäftsjahr 2020 einen Reingewinn von CHF 200'000, welcher im Kanton C (monis-
tisch) einen Wertzuwachsgewinn von CHF 70'000 und Mieteinnahmen von CHF 10'000 beinhaltet. Der Be-
triebsgewinn von CHF 120'000 wird zu 30% in den Kanton A und zu 70% in den Kanton B ausgeschieden, 
wobei für den Sitzkanton A ein Vorausanteil von 20% gewährt wird. Der Zusatzabzug für Forschungs- und 
Entwicklungsaufwand beträgt CHF 100'000. Die Entlastungsbegrenzung beträgt 70% für die drei Kantone. 

Frage 

Wie ist die Entlastungsbegrenzung Art. 25b StHG zu berechnen. 

Lösungsansatz 

Grundlage für die interkantonale Steuerausscheidung ist der Reingewinn gemäss Erfolgsrechnung (+/- all-
fällige steuerliche Korrekturen), aber inklusive Wertzuwachsgewinn von CHF 70'000 (BGE 13.3.2014, 
2C_319_2014, Erw. 2.1). 

Interkantonale Steuerausscheidung aus Sicht des Sitzkantons A (dualistisches System): 

Steuerperiode 2020 – Reingewinn Total Kantone 

  A B C 

Wertzuwachsgewinn 70'000   70'000 

Mietertrag 10'000   10'000 

Vorausanteil 20% von CHF 120'000 24'000 24'000   

Betriebsgewinn 30% / 70% von CHF 96'000 96'000 28'800 67'200  

Reingewinn vor Zusatzabzug F&E 200'000 52'800 67'200 80'000 

in % von CHF 120'000  44% 56%  

Zusatzabzug F&E Aufwand -100'000 -44'000 
-

56'000  

Kompensation Entlastungsbegrenzung 70% 0 7'040 8'960 -16'000 

Steuerbarer Reingewinn 100'000 15'840 20'160 64'000 

Gesamtentlastungsbegrenzung: 70% von CHF 200'000 = CHF 140'000; keine Auswirkung 
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Interkantonale Steuerausscheidung aus Sicht des Liegenschaftenkantons C (monistisches System): 

Steuerperiode 2020 – Reingewinn Total Kantone 

  A B C 

Wertzuwachsgewinn 70'000   70'000 

Mietertrag 10'000   10'000 

Vorausanteil 20% von CHF 120'000 24'000 24'000   

Betriebsgewinn 30% / 70% von CHF 96'000 96'000 28'800 67'200  

Reingewinn vor Zusatzabzug F&E 200'000 52'800 67'200 80'000 

Wertzuwachsgewinn -70'000   -70'000 

Reingewinn ohne Wertzuwachsgewinn 130'000   10'000 

in % von CHF 120'000  44% 56%  

Zusatzabzug F&E Aufwand -100'000 -44'000 -56'000  

Entlastungsbegrenzung 70% 9'000 3'960 5'040  

Kompensation Entlastungsbegrenzung 70% 0 3'080 3'920 -7'000 

Steuerbarer Reingewinn 39'000 15'840 20'160 3'000 
Wertzuwachsgewinn 
(Grundstückgewinnsteuer)    70'000 

Gesamtentlastungsbegrenzung: 70% von CHF 130'000 = CHF 91'000; Korrektur CHF 9'000 
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11. Verlustverrechnung 

11.1. STAF-Ermässigungen mit Verlustverrechnung und Entlastungsbegrenzung 

Sachverhalt 

Die STAF-Ermässigungen (Patentboxgewinn, Abzug auf Eigenfinanzierung, Zusatzabzug für Forschung und 
Entwicklung sowie die Abschreibung Step up) unterliegen der Entlastungsbegrenzung nach Art. 25b in Ver-
bindung mit Art. 78g Abs. 3 StHG. Die Beispiele 1 bis 4 weisen folgende Geschäftsergebnisse, Verlustvor-
träge bzw. STAF-Ermässigungen aus: 

 
 
 

 

 

Fragestellung 

Ausgehend vom Reingewinn/Verlust 2020 sind unter Berücksichtigung der STAF-Ermässigungen der steu-
erbare Reingewinn 2020 und ein allfälliger Verlustvortrag 2021 zu ermitteln. 

Lösungsansatz 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
  

Steuerbarer Gewinn 2020 – Verlustvortrag 2021 Beispiel 1 Beispiel 2 Beispiel 3 Beispiel 4 

Jahr 2020: Geschäftsergebnis 100 -150 100 100 

Jahr 2019: Verlustvortrag  -150               --- -80 -5 

STAF-Ermässigungen (Total) 80 80 80 80 

Steuerbarer Gewinn 2020 – Verlustvortrag 
2021 

Beispiel 1 Beispiel 2 Beispiel 3 Beispiel 4 

Jahr 2020: Reingewinn/Verlust 100 -150 100 100 

STAF-Ermässigungen vor Verlustverrechnung  -80 -80 -80 -80 

Korrektur Entlastungsbegrenzung 70 % 10 --- 10 10 

Reingewinn vor Verlustverrechnung 30 -230 30 30 

Verlustverrechnung 2019 -150 --- -80 -5 

Steuerbarer Reingewinn 2020 0 0 0           25 

Verlustvortrag 2021 vor Korrekturen -120 -230 -50 0 

Korrektur des Ergebnis aufgrund von Art. 25b 
Abs. 3 StHG 70 +80 50  

Verlustvortrag 2021 nach Korrektur  -50 -150 0 0 
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Die Lösung kann wie folgt zusammengefasst werden: 
 
 In einem Geschäftsjahr mit Verlust können in diesem Geschäftsjahr keine STAF-Ermässigungen steu-

ermindernd geltend gemacht werden. Der Verlust wird unverändert vorgetragen. 
 
 Sofern die Vorjahresverluste den Reingewinn des laufenden Jahres übersteigen, können keine STAF-

Ermässigungen steuermindernd geltend gemacht werden. Der Verlustüberhang wird unverändert vor-
getragen auch wenn die Gesellschaft für STAF-Ermässigungen qualifizieren würde. 

 

 Sofern nach Berücksichtigung der Vorjahresverluste ein steuerbarer Reingewinn verbleibt, können die 
STAF-Ermässigungen – maximal im Umfang des verbleibenden steuerbaren Reingewinns dieser Steu-
erperiode unter Berücksichtigung der Wirkung der Gesamtentlastungsbegrenzung – geltend gemacht 
werden. Grundsätzlich kann somit im Folgejahr nie ein Vorjahresverlust geltend gemacht werden, sofern 
und soweit im laufenden Jahr STAF-Ermässigungen geltend gemacht werden konnten. 
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12. STAF-Ermässigungen für selbständig erwerbende Steuerpflichtige 

12.1. Auswirkungen der STAF Ermässigungen und des Methodenwechsels der Teilbe-
steuerung der Dividenden bei Abzügen von Selbständigerwerbenden 

Sachverhalt 

Durch die STAF-Ermässigungen, welche auf das Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit wirken (Zu-
satzabzug F&E; Patentbox), und durch den Methodenwechsel bei der Teilbesteuerung der Dividenden auf 
qualifizierten Beteiligungen des Geschäftsvermögens ergeben sich Auswirkungen auf den  

 Abzug für Beiträge an die Säule 3a; 

 Sonderabzug bei Erwerbstätigkeit beider Ehegatten. 

Grund: Die Wirkung der STAF-Ermässigungen ist auf die Kantonssteuern begrenzt und führt zu unterschied-
lichen Berechnungsbasen für die beiden Abzüge. Dieser Aspekt ist in allen bisherigen materiell-rechtlichen 
Diskussionen schlicht untergegangen. 

Fragestellung 

Welche Auswirkungen ergeben sich auf die Abzüge? 

Lösungsansatz 

 Miterwerbsabzug: 
Der Abzug ist für die Staats- und die direkte Bundessteuer auch ohne Berücksichtigung der STAF-
Ermässigungen unterschiedlich ausgestaltet. Die STAF-Ermässigungen werden auf die Erwerbseinkom-
men der einzelnen Ehegatten zugeordnet und reduzieren deren Einkommen aus selbständiger Erwerbs-
tätigkeit. Damit ist die unterschiedliche Behandlung Staatssteuer/dBSt sichergestellt. 

 Beiträge Säule 3a: 
Die Beiträge an die Säule 3a werden nach dem für die direkte Bundessteuer massgebenden Einkom-
men aus selbständiger Erwerbstätigkeit bemessen. Massgebend ist das AHV-pflichtige Erwerbseinkom-
men. Gemäss Wegleitung über die Beiträge der Selbständigerwerbenden des BSV (Stand: 1. Januar 
2020, Ziffer 1089.3) sind Einkünfte aus Beteiligungen des Geschäftsvermögens nach Art. 18b DBG in 
vollem Umfang beitragspflichtig. Die Steuerbehörden melden diese Einkünfte ohne steuerrechtliche Be-
messungskorrekturen. 
Dies steht in Einklang mit der bisherigen Praxis zur Behandlung von Wertzuwachsgewinnen aus der 
Veräusserung von Liegenschaften, welche klarerweise Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit 
darstellen, in Kantonen mit monistischem Grundstückgewinnsteuersystem aber einer separaten Ob-
jektsteuer unterliegen. Sie sind auch Gegenstand der Bemessungsgrundlage für die AHV-Beiträge. Da-
mit ist das für die direkte Bundessteuer massgebende Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit 
Grundlage für die Berechnung des Maximalbetrages für den Abzug für Beiträge in die Säule 3a und 
auch für Bestätigungen für überhöhte, steuerlich nicht  abzugsfähige Beiträge. Dies kann im Ergebnis 
aber dazu führen, dass diese Beiträge 20% des staatssteuerlich massgebenden Erwerbseinkommens 
überschreiten.  
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12.2. STAF Ermässigungen bei Einzelfirmen und Personengesellschaften  

Sachverhalt Fall 1: Einzelunternehmung 

Adrian Abt mit Wohnsitz in der Stadt St. Gallen betreibt in einem Aussenquartier von St. Gallen eine Einzel-
firma, welche elektrische und elektronische Messgeräte entwickelt, herstellt und vertreibt. Zwei Ingenieure 
erforschen zusammen mit einem Institut an der ETH Verfahren zur Messung von elektromagnetischen Fel-
dern. Als Geschäftsführer ist Adrian Abt selbst nicht an den Entwicklungsaktivitäten beteiligt. Der diesbezüg-
liche F&E-Aufwand, welcher unbestrittenermassen für den Zusatzabzug nach Art. 10a StHG (mit Verweis 
auf Art. 25a StHG) qualifiziert, beträgt im Geschäftsjahr 2020 CHF 900‘000. 

Weitere veranlagungsrelevante Daten: 
 
 Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit nach steuerlichen Korrekturen: CHF 300‘000; 

 
 Übriges Einkommen (Lohn Partnerin, Wertschriftenertrag, Liegenschaftsertrag, wobei es sich bei allen 

Einkommensarten um das Nettoeinkommen nach allen damit zusammenhängenden Abzügen handelt): 
CHF 100‘000; 

 Parameter STAF-Ermässigungen: 
 Kanton SG: Zusatzabzug F&E-Aufwand 40%; 
 Entlastungsbegrenzung 40%; 

 Sozialabzug CHF 10'000. 

Fragestellungen 

a. Gilt die Entlastungsbegrenzung gemäss Art. 85ter StG-SG auch für Einzelfirmen und Personengesell-
schaften? 

b. Wenn ja: 
Welches ist die Basis für die Berechnung der Entlastungsbegrenzung; Einkommen aus selbständiger 
Erwerbstätigkeit oder Reineinkommen? 
Wie hoch sind das Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit und das Reineinkommen? 

c. Auf welcher Grundlage werden die Sozialabzüge gewährt? Ist das Einkommen gemäss Frage 2 mit 
oder ohne STAF-Ermässigungen Grundlage für die Ermässigung? 

Variante 1: Interkantonale Steuerausscheidung 

Adrian Abt hat seinen Wohnsitz im Kanton St. Gallen, betreibt seine Einzelfirma wegen der Nähe zur ETH 
aber in Kloten ZH. 

 Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit nach steuerlichen Korrekturen: CHF 300‘000; 

 Übriges Einkommen (Lohn Partnerin, Wertschriftenertrag, Liegenschaftsertrag nach organischen Ab-
zügen): CHF 100‘000; 

 Parameter STAF-Ermässigungen: 
 Kanton ZH: Zusatzabzug F&E-Aufwand 50%; Entlastungsbegrenzung 70%; 
 Kanton SG: Zusatzabzug F&E-Aufwand 40%; Entlastungsbegrenzung 40%; 

 Sozialabzüge im Kanton St. Gallen und Zürich betragen total je CHF 10'000. 

 

Fragestellung 

Wie lautet die interkantonale Steuerausscheidung aus der Sicht des Wohnsitzkantons St. Gallen und des 
Geschäftsortes Zürich. 
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Variante 2: Mitarbeit des Inhabers in der F&E-Abteilung 

Adrian Abt beteiligt sich mit rund 40% an der Forschungs- und Entwicklungsaktivität. Er bezieht und verbucht 
für sich kein Salär. 

Die für den F&E-Zusatzabzug anerkannten Löhne der Mitarbeiter betragen gesamthaft CHF 150'000. Zudem 
werden für den F&E-Zusatzabzug berechtigte Drittaufträge im Umfang von weiteren CHF 100'000 getätigt. 
Die restlichen Annahmen bleiben unverändert. 

Fragestellung 

Kann Adrian Abt für seine Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten den Zusatzabzug geltend machen 
und wie wird das steuerbare Einkommen zwischen Zürich und St. Gallen verteilt? 
 
 
Sachverhalt Fall 2: Personengesellschaft 
 
Adrian Abt und Bruno Bachmann, beide mit Wohnsitz in St. Gallen, sind mit je 50% an der Kollektivgesell-
schaft Abt & Bachmann, St. Gallen, beteiligt: 
 
 Reingewinn gemäss ER +/- steuerliche Korrekturen: CHF 500‘000; 

 Verbuchte Saläre Abt und Bachmann: je CHF 200‘000; 

 Übriges Einkommen von Adrian Abt CHF 120'000; 

 Kein Zins auf Eigenkapital verbucht; 

 F&E-Aufwand nach Art. 41bis bzw. Art. 85bis StG-SG: CHF 1‘200‘000 unter Einschluss der anteilsmäs-
sigen Saläre der Gesellschafter, welche für den F&E-Zusatzabzug qualifizieren; 

 Sozialabzug Kanton St. Gallen CHF 10'000; 

 Parameter STAF-Ermässigungen:  

 Kanton SG: Zusatzabzug F&E-Aufwand 40%; Entlastungsbegrenzung 40%. 

Fragestellung 

a. Welches Einkommen ist bei Herrn Abt Grundlage für die Berechnung des Zusatzabzuges für F&E-Auf-
wendungen? Ist es das Reineinkommen oder das Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit, resp. 
der Reingewinn der Erfolgsrechnung vor oder nach Abzug der Saläre? 

b. Wie berechnet sich für Adrian Abt das steuerbare Reineinkommen, wenn im Kanton St. Gallen 40% der 
anrechenbaren F&E-Aufwendungen zum STAF-Abzug berechtigen und die Entlastungsbegrenzung auf 
40% festgelegt worden ist? 

 
 
Variante 1: Teilbesteuerung 

Es gilt die gleiche Ausgangslage wie in der Ursprungsvariante. Neu ist im Gewinn der Personengesellschaft 
ein Beteiligungsertrag vorhanden, der gemäss den gesetzlichen Bestimmungen der Teilbesteuerung unter-
liegt. 

 
Die Parameter lauten wie folgt: 

 Reingewinn gemäss ER +/- steuerliche Korrekturen: CHF 500'000, davon CHF 100'000 Beteiligungser-
trag (Teilbesteuerung); 

 Verbuchte Saläre Abt und Bachmann: je CHF 200'000; 
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 Kein Zins auf Eigenkapital verbucht; 

 Übriges Einkommen Adrian Abt (ohne Salär Kollektivgesellschaft): CHF 120'000; 

 F&E-Aufwand nach Art. 41bis bzw. Art. 85bis StG-SG: CHF 1'000'000, unter Einschluss der anteilsmässi-
gen Saläre der Gesellschafter, welche für den F&E-Zusatzabzug qualifizieren; 

 Sozialabzug im Kanton St. Gallen: CHF 10'000; 

 Parameter STAF-Teilbesteuerung: 

 Kanton SG: Teilbesteuerung 70%; 

 Parameter STAF-Ermässigungen: 

 Kanton SG: Zusatzabzug F&E-Aufwand 40%; Entlastungsbegrenzung 40%. 

Fragestellung 

Wie berechnet sich für Adrian Abt das steuerbare Reineinkommen? 

 

Variante 2: Mitarbeit des Gesellschafters in der F&E-Abteilung und interkantonale Ausscheidung 

Adrian Abt wohnt in St. Gallen, sein Geschäftspartner Bruno Bachmann in Glattfelden ZH. Sie sind mit zu je 
50% an der Kollektivgesellschaft Abt & Bachmann, Kloten ZH, beteiligt. 
Adrian Abt beteiligt sich mit rund 40% an den Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten. Er und auch Bruno 
Bachmann beziehen ein marktkonformes Salär von CHF 200'000. Somit lauten die Parameter wie folgt: 

 Reingewinn gemäss ER: CHF 500‘000, davon CHF 100'000 Beteiligungsertrag (Teilbesteuerung); 

 Verbuchte Saläre Abt und Bachmann: je CHF 200‘000 (marktkonform). Darin ist der geschätzte Lohnanteil 
von CHF 80'000 von Adrian Abt enthalten, der für den F&E Zusatzabzug qualifiziert. Bruno Bachmann ist 
nicht im F&E Bereich tätig; 

 Kein Zins auf Eigenkapital; 

 Übriges Einkommen Adrian Abt (ohne Salär Kollektivgesellschaft): CHF 120‘000; 

 Übriger F&E-Aufwand nach Art. 41bis bzw. Art. 85bis StG-SG ohne Saläranteil von Adrian Abt, der für den 
F&E-Zusatzabzug qualifiziert: CHF 200‘000; 

 Sozialabzug im Kanton St. Gallen und im Kanton Zürich je CHF 10'000; 

 Parameter STAF-Ermässigungen: 
 Kanton SG: Zusatzabzug F&E-Aufwand 40%; Entlastungsbegrenzung 40%; 
 Kanton ZH: Zusatzabzug F&E-Aufwand 50%; Entlastungsbegrenzung 70%. 

 Parameter STAF-Teilbesteuerung: 
 Kanton SG: Teilbesteuerung 70%; 
 Kanton ZH: Teilbesteuerung 50%; 

 

Fragestellung 

Kann Adrian Abt für seine Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten den Zusatzabzug geltend machen und 
wie berechnet sich das steuerbare Reineinkommen unter den gesetzlich vorgesehenen STAF-
Ermässigungen? 
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Lösungsansatz Fall 1: Einzelunternehmung  

a. Für das Einkommen aus Patenten und vergleichbaren Rechten verweist Art. 8a StHG auf die diesbe-
züglichen Bestimmungen zur Besteuerung von juristischen Personen (Art. 24a und 24b StHG). Das glei-
che gilt für den Zusatzabzug für Forschungs- und Entwicklungsaufwand (Art. 10a StHG; Verweis auf Art. 
25a StHG).  
 
Innerhalb der juristischen Personen bezieht sich die Bestimmung zur Entlastungsbegrenzung von Art. 
25b StHG ausschliesslich auf die, die juristischen Personen betreffenden STAF-Ermässigungen (Art. 
24b, 25a und 25abis StHG), ohne Nennung von natürlichen Personen.   
 
Aus den Materialien ergeben sich somit keinerlei Hinweise auf die Anwendbarkeit der Entlastungsbe-
grenzung auch für natürliche Personen, aber es müssen folgende Überlegungen angestellt werden: 
 
 Gemäss Art. 8a und 10a StHG gelten bei Personenunternehmen Art. 24a/b und 25a StHG «sinn-

gemäss». Mit diesem sinngemässen Anwendungsverweis der Bestimmungen der juristischen Per-
sonen für Personenunternehmen gilt (zunächst einmal) der Grundsatz, dass der Umfang der Pa-
tentboxermässigung bzw. die Höhe des F&E-Zusatzabzuges bei Personen- und Kapitalunterneh-
men nach gleichen Grundsätzen zu ermitteln ist.  Dies steht in Übereinstimmung mit dem unbe-
strittenen Grundsatz, dass auch der Reingewinn von Personen- und Kapitalunternehmen nach den 
gleichen Grundsätzen zu ermitteln ist.  
 

 Gemäss Art. 25b Abs. 1 StHG darf die gesamte steuerliche Ermässigung nach den Art. 24b Abs. 1 
und 2, 25a und 25abis StHG nicht höher sein als 70% des steuerbaren Gewinns vor […]. Aufgrund 
von Art. 25b StHG werden die grundsätzlich zulässigen STAF-Ermässigungen also (wieder) einge-
schränkt, indem die Gesamtentlastung auf 70% des massgeblichen (Unternehmens-)Gewinns be-
schränkt wird. Wenn also die Summe der zulässigen STAF-Entlastungen die zulässige Gesamt-
entlastung überschreitet, müssen die einzelnen STAF-Entlastungen wahlweise, sofern im Gesetz 
nicht eine Kürzungsreihenfolge festgelegt wird, was momentan z.B. in den Kantonen GR, SH, TI 
und ZG der Fall ist, gekürzt werden. Dieser gekürzte Gesamtbetrag kann alsdann vom massgebli-
chen Gewinn (für die Entlastungsbegrenzung) abgezogen werden. 
 

 Art. 25b StHG ist also nicht «isoliert» als (steuerbegründende) Gewinnerhöhung zu verstehen, son-
dern als Einschränkung der geschäftsmässigen Begründetheit der einzelnen STAF-Entlastung zu 
verstehen. Mit anderen Worten kann aufgrund von Art. 25b StHG «nur» der Umfang Patentboxer-
mässigung bzw. die geschäftsmässige Begründetheit des F&E-Zusatzabzuges (wiederum) einge-
schränkt werden. Insbesondere hat Art. 25b StHG nicht zur Folge, dass der steuerbare Gewinn im 
Umfang des Betrags, welcher die zulässige Entlastung überschreitet, erhöht wird, sondern dass die 
steuerlich geltend gemachten Abzüge der Höhe nach beschränkt werden. Diese Einschränkung der 
STAF-Abzüge gilt sowohl für die Kapitalgesellschaften als auch für die Personen- und Einzelunter-
nehmungen. 
 

Zusammengefasst heisst das, dass Art. 25b StHG – aufgrund des Verweises von Art. 8a und 10a 
StHG auf Art. 24a/b und 25a StHG – nicht nur für Kapitalunternehmen, sondern sinngemäss auch für 
Einzel- und Personenunternehmen zur Anwendung kommt. Diese gesetzgeberische Lücke kann mit 
dieser Herleitung gefüllt werden.  
 

b. Wenn die Wirkung der Entlastungsgrenze auch für natürliche Personen bejaht wird, bezieht sie sich 
nach übereinstimmender Auffassung der AGUN (Sitzung vom 16.6.2021 und vom 5.10.2022) auf das 
Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit und nicht auf das Reineinkommen.  
 
Damit wird der mögliche Zusatzabzug, gestützt auf die Verhältnisse im Kanton SG von CHF 360'000 
(= 40% von CHF 900‘000) zufolge Entlastungsgrenze gekürzt, sodass das Einkommen aus selbstän-
diger Erwerbstätigkeit CHF 180'000 (= 60% von CHF 300‘000) beträgt. Unter Einschluss des übrigen 
Einkommens von CHF 100'000 ergibt sich ein Reineinkommen von CHF 280'000, welches nach Be-
rücksichtigung der Sozialabzüge zu einem steuerbaren Einkommen von CHF 270'000 führt. Das übrige 
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Einkommen wird für die Berechnung der STAF-Abzüge weder herangezogen noch muss sich dieses 
überschiessende STAF-Abzüge anrechnen lassen. 

 

Das führt zu folgender Berechnung des steuerbaren Einkommens von Adrian Abt: 

 
Reingewinn der Einzelunternehmung: CHF 300'000 

./. STAF-Abzug (40% von CHF 900'000) CHF  - 360'000 

+ Korrektur wegen Entlastungsbegrenzung CHF 240'000 

Steuerbarer Reingewinn Einzelunternehmung CHF 180'000 

(60% von CHF 300'000) 

+ übriges Einkommen CHF 100'000 

Steuerbares Reineinkommen CHF 280'000 

./. Sozialabzüge CHF - 10'000 

Steuerbares Einkommen CHF 270'000 

 

c. Die Sozialabzüge werden – wie unter Lösung b – auf dem Reineinkommen von CHF 280'000 gewährt. 
 

Variante 1: Interkantonale Steuerausscheidung 

Wenn man die Anwendung der Entlastungsbegrenzung gestützt auf den Fundamentalgrundsatz im schwei-
zerischen Unternehmenssteuerrecht – Einheitlichkeit des steuerlich massgebenden Gewinnbegriffs für Per-
sonenunternehmen und für juristische Personen – abstützt, dann muss sich die Frage der Partizipation des 
Wohnsitzkantons an der Wirkung der Entlastungsgrenze auch nach den für juristische Personen geltenden 
Grundsätzen richten (Kreisschreiben SSK 2020 Nr. 34). Zudem wird nur das Einkommen aus selbständiger 
Geschäftstätigkeit in die Berechnung der STAF-Ermässigungen miteinbezogen. Das übrige Einkommen von 
Adrian Abt wird durch diese Massnahmen somit nicht tangiert und kann vom Wohnsitzkanton uneinge-
schränkt besteuert werden. 
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Lösungsansatz aus der Sicht des Wohnsitzkantons St. Gallen: 

 
Obwohl der Wohnsitzkanton St. Gallen keine STAF-Massnahmen berücksichtigen muss, ist der Kanton St. 
Gallen von den STAF-Massnahmen dennoch betroffen, da die Sozialabzüge basierend auf dem Reinein-
kommen verteilt werden. 

 Total SG ZH 

Einkommen a/selbständiger Erwerbstätigkeit 

Einkommen aus übrigem Einkommen 

300'000 

100'000 

 

100'000 

300'000 

./. STAF-Massnahme (40% von CHF 900'000) - 360'000  - 360'000 

Korrektur Entlastungsbegrenzung auf 40% 240'000  240'000 

Steuerbares Reineinkommen 
(in %) 

280'000 100'000 
(35.71%) 

180'000 
(64.29%) 

./. Sozialabzüge 
(in %) 

- 10'000 - 3'571 
(35.71%) 

- 6'429 
(64.29%) 

Steuerbares Einkommen aus Sicht SG 270'000 96'429 173'571 

 

Lösungsansatz aus der Sicht des Geschäftskantons Zürich: 

Die interkantonale Steuerausscheidung präsentiert sich aus der Sicht des Geschäftskantons Zürich danach 
wie folgt, wobei gemäss den bisher geltenden Ausscheidungsregeln, welche durch STAF nicht geändert 
wurden, der Gewinn der Einzelunternehmung vollumfänglich dem Geschäftsort zur Besteuerung zugewiesen 
wird: 

 Total SG ZH 

Einkommen a/selbständiger Erwerbstätigkeit 

Übriges Einkommen 

300'000 

100'000 

 

100'000 

300'000 

./. STAF-Massnahme (50% von CHF 900'000) - 450'000  - 450'000 

Korrektur Entlastungsbegrenzung auf 70% 240'000  240'000 

Steuerbares Reineinkommen 
(in %) 

190'000 100'000 
(52.63%) 

90'000 
(47.37%) 

./. Sozialabzüge 
(in %) 

- 10'000 - 5'263 
(52.63%) 

- 4'737 
(47.37%) 

Steuerbares Einkommen aus Sicht ZH 180'000 94'737 85'263 
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Variante 2: Mitarbeit des Inhabers in der F&E-Abteilung 

In dieser Variante ist zu beachten, dass bei der Einzelunternehmung in der Regel kein Salär für den Gesell-
schafter verbucht wird. Soweit eigene Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten von Adrian Abt für den Zu-
satzabzug qualifizieren, berechtigt auch sein Anteil am Personalaufwand für diese Aktivitäten für den Zusatz-
abzug. Wenn für ihn kein Salär verbucht wird, oder wenn und soweit sich das verbuchte Salär nicht als 
marktmässig erweist, ist sein Salär marktkonform zu schätzen. Davon berechtigen 40% für den Zusatzabzug. 

Im vorliegenden Fall wird das auf die F&E-Aktivität entfallende Salär von Adrian Abt auf CHF 50'000 ge-
schätzt. Somit betragen die für den F&E-Zusatzabzug zulässigen Aufwendungen total CHF 350'000 (135% 
von CHF 200'000 (CHF 150'000 + CHF 50'000) + 80% von CHF 100'000). 
 

Lösungsansatz aus der Sicht des Wohnsitzkantons St. Gallen: 

Wie in der Ausgangsvariante muss der Wohnsitzkanton St. Gallen keine STAF-Massnahmen berücksichti-
gen. Er ist von den STAF-Massnahmen nur im Umfang der Sozialabzüge (indirekt) dennoch betroffen, da 
die Sozialabzüge basierend auf dem Reineinkommen verteilt werden. 

 Total SG ZH 

Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit 

Einkommen aus übrigen Einkommen 

300'000 

100'000 

 

100'000 

300'000 

./. Zusatzabzug F&E (40% von CHF 350'000) - 140'000  - 140'000 

Korrektur Entlastungsbegrenzung auf 40% 20'000  20'000 

Steuerbares Reineinkommen 
(in %) 

280'000 100'000 
(35.71%) 

180'000 
(64.29%) 

./. Sozialabzüge 
(in %) 

- 10'000 - 3'571 
(35.71%) 

- 6'429 
(64.29%) 

Steuerbares Einkommen aus Sicht SG 270'000 96'429 173'571 
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Lösungsansatz aus der Sicht des Geschäftskantons Zürich: 

Wie in der Ausgangsvariante wird der Gewinn der Einzelunternehmung und die damit verbundenen Aufwen-
dungen und Steuerabzüge (inkl. STAF-Ermässigung) vollumfänglich dem Geschäftsort zugewiesen. Somit 
resultiert für den Geschäftskanton Zürich folgende Berechnung des steuerbaren Einkommens: 

 Total SG ZH 

Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit 

Übriges Einkommen 

300'000 
 

100'000 

 
 

100'000 

300'000 

./. Zusatzabzug F&E (50% von CHF 350'000) -175'000  -175'000 

Korrektur Entlastungsbegrenzung auf 70% 0  0 

Steuerbares Reineinkommen 
(in %) 

225'000 100'000 
(44.44%) 

125'000 
(55.56%) 

./. Sozialabzüge 
(in %) 

-10'000 -4'444 
(44.44%) 

-5'556 
(55.56%) 

Steuerbares Einkommen aus Sicht ZH 215'000 95'556 119'444 

 

 

Lösungsansatz Fall 2: Personengesellschaft  
 
Bezüglich der Ausführungen, wo und in welchem Umfang die STAF-Abzüge und die Entlastungsbegrenzung 
im Bereich der Personengesellschaft angewendet werden kann, verweisen wir auf die Ausführungen zur 
Einzelunternehmung, wobei noch folgende Spezialitäten zu beachten sind: 
 
 Gemäss AGUN (Sitzung 16.6.2021 und 5.10.2022) gilt das Massgeblichkeitsprinzip. Grundlage für die 

Entlastungsgrenze ist der ausgewiesene Reingewinn der Personengesellschaft gemäss Erfolgsrech-
nung, d.h. verbuchte Saläre für die Gesellschafter werden für die Ermittlung der Basis der Entlastungs-
grenze berücksichtigt, sofern diese Löhne dem Drittvergleich standhalten. 
 

 Sofern das für die interkantonale Ausscheidung massgebende Salär signifikant von einem marktmässi-
gen Salär abweicht, ist für die korrekte Festlegung des F&E-Zusatzabzuges, der Entlastungsbegren-
zung und der interkantonalen Steuerausscheidung unter Koordination unter den konkurrierenden Kan-
tonen einzelfallweise zu prüfen, ob das Abstellen auf ein marktmässig geschätztes Salär auch für Zwe-
cke der interkantonalen Steuerausscheidung zweckmässig und sinnvoll ist. Diese Koordination bietet 
sich an, da 
 
 bei Personengesellschaften die Kombination STAF-Ermässigung – kein marktkonformes Salär – 

und konkurrierende Kantone in der Regel in sehr wenigen Fällen vorkommen wird;  
 

 die Entlastungsbegrenzung gesetzlich ausdrücklich geregelt ist, während für die Aufteilung Sa-
lär/Gewinn/Verzinsung Eigenkapital «lediglich» interkantonale Vereinbarung ohne gesetzliche 
Grundlage existieren; 
 

 solche Vereinbarungen in Streitfällen einer gerichtlichen Überprüfung nichtz standhalten (VGer Zug 
28.4.2015 (Gerichts- und Verwaltungspraxis des Kantons Zug 2015 S. 259f) und StRG Zürich 
14.5.2020 (StE 2020 A 24.44.3 Nr. 3).   
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 Sofern der Gesellschafter auch im Bereich tätig ist, der für den F&E-Zusatzabzug berechtigt, ist sein 
anteilsmässiger Lohn, der für den F&E-Zusatzabzug herangezogen werden kann, zu schätzen (siehe 
Variante 2 zur Einzelunternehmung). Dabei kann nicht auf die für die interkantonale Ausscheidung fest-
gelegten Parameter "Lohn, Gewinn, Zinsen" zurückgegriffen werden (siehe Bodenseekonferenz, StB-
SG 16 Nr. 3 / Konferenz der Nordwestschweizerkantone). 

 

In der Folge setzt sich für Adrian Abt das steuerbare Einkommen wie folgt zusammen.  

Anteiliger Reingewinn von Adrian Abt  CHF 250'000 
(50% von CHF 500'000) 

./. Zusatzabzug F&E CHF - 240'000 
(40% von CHF 600’000) 

+ Korrektur wegen Entlastungsbegrenzung CHF 140'000 

Steuerbarer Reingewinn von Adrian Abt  CHF 150'000 
(60% von CHF 250'000) 

+ Salär aus der Personenunternehmung CHF 200'000 

+ übriges Einkommen Adrian Abt CHF 120'000 

Steuerbares Reineinkommen CHF 470'000 

./. Sozialabzüge CHF - 10'000 

Steuerbares Einkommen CHF 460'000 

 

Kommentar zu dieser Lösung 

Entgegen den Regeln bei der interkantonalen Ausscheidung wird für die Berechnung des F&E-Zusatzabzu-
ges der verbuchte Lohn der Gesellschafter aufgrund des Massgeblichkeitsprinzips mitberücksichtigt. Sofern 
dieser Lohn einem Drittvergleich, wie in diesem Fall zutreffend, standhält, wird dieser Lohn auch für die 
Berechnung des F&E-Zusatzabzuges herangezogen. Ansonsten ist dieser Lohn entsprechend zu korrigie-
ren. Bezüglich der Koordination zwischen den involvierten Kantonen wird auf die einleitenden Ausführungen 
(1. Alinea) verwiesen. 
 
 

Variante 1: Teilbesteuerung 

Neu in dieser Variante ist der Beteiligungsertrag, welcher bei natürlichen Personen im Rahmen der Teilbe-
steuerung in einem bestimmten Umfang von der Besteuerung freigestellt wird. Alle Kantone haben hier un-
terschiedliche Prozentsätze. Aus diesem Grund hat die Teilbesteuerung auch Auswirkungen auf die STAF-
Ermässigungen im Zusammenhang mit der interkantonalen Steuerausscheidung. 

Wie bei der Einzelunternehmung bereits ausgeführt, wird das übrige Einkommen der Gesellschafter erstens 
nicht in die Berechnung der Entlastungsbegrenzung miteinbezogen und zweitens wird derjenige Teil der 
STAF-Ermässigung, der infolge Entlastungsbegrenzung nicht beansprucht werden kann, nicht mit dem übri-
gen Einkommen der Gesellschafter verrechnet. 

Mit Bezug auf den Teilbesteuerungsabzug des Vermögensertrages aus der qualifizierenden Beteiligung des 
Geschäftsvermögens ist naheliegend, zufolge Verweis von Art. 8a und 10a StHG auf Art. 24a/b und 25a 
StHG wie bei den Kapitalgesellschaften und Genossenschaften die Entlastungsbegrenzung unter Ausklam-
merung des Teilbesteuerungsabzugs zu berechnen. 
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Das steuerbare Einkommen von Adrian Abt berechnet sich wie folgt:  
 
Anteiliger Reingewinn von Adrian Abt  CHF 250'000 
(50% von CHF 500'000) 

Abzug Teilbesteuerung (70% von CHF 100'000, 1/2) CHF - 15’000 

Steuerbares Einkommen vor STAF-Ermässigung  CHF 235'000 

./. Zusatzabzug F&E (40% von CHF 500'000) CHF - 200'000 

+ Korrektur wegen Entlastungsbegrenzung CHF 106'000 

Steuerbarer Reingewinn von Adrian Abt CHF 141’000 
(= 60% von CHF 235'000) 

+ Salär aus der Personenunternehmung CHF 200’000 

+ übriges Einkommen Adrian Abt CHF 120’000 

Steuerbares Reineinkommen CHF 461'000 

./. Sozialabzüge CHF - 10'000 

Steuerbares Einkommen CHF 451'000 
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Variante 2: Mitarbeit des Gesellschafters in der F&E-Abteilung und interkantonale Ausscheidung 
 
Soweit Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten von Adrian Abt für den Zusatzabzug qualifizieren, berechtigt 
auch sein Anteil am Personalaufwand für diese Aktivitäten für den Zusatzabzug. Da gemäss Ausgangslage 
das Salär von CHF 200'000 als marktkonform betrachtet wird, bildet dieses – entgegen den Grundlagen der 
interkantonalen Ausscheidungen bei Personengesellschaften – auch die Grundlage für die Aufteilung zwi-
schen Gewinn, Lohn und Zinsen zwischen den involvierten Kantonen. Weicht das marktkonforme Salär mar-
kant vom Salär ab, welches als Grundlage für die interkantonale Steuerausscheidung herangezogen wird, 
muss eine Koordination unter den konkurrierenden Kantonen erfolgen, und es ist einzelfallweise zu prüfen, 
ob ausnahmsweise dieses marktmässig geschätzte Salär auch für die Zwecke der interkantonalen Ausschei-
dung herangezogen werden kann.  
 
Im vorliegenden Beispiel wird davon ausgegangen, dass das für die Herren Abt und Bachmann verbuchte 
Salär von je CHF 200'000 im Vergleich zum erzielten Gewinn der Personenunternehmung von CHF 500'000 
marktgerecht ist. Daher ist dieser Lohn auch für die interkantonale Verteilung des steuerbaren Einkommens 
massgebend. 
 
Der aus steuerlicher Sicht mögliche F&E-Zusatzabzug beträgt, bezogen auf die ganze Gesellschaft, gesamt-
haft CHF 308'000. Dieser Betrag setzt sich zusammen aus den im Sachverhalt ausgeführten CHF 200'000 
und den 135% des qualifizierenden F&E-Aufwandes, der auf das Salär von Adrian Abt (CHF 80'000) entfällt. 
Der Anteil von Adrian Abt beträgt CHF 154'000. 
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Lösungsansatz aus der Sicht des Wohnsitzkantons St. Gallen: 

Aus der Sicht des Wohnsitzkantons St. Gallen berechnet sich das steuerbare Einkommen von Adrian Abt 
wie folgt: 

 Total SG ZH 

Gewinn der Personenunternehmung 
(50%) 

Erhaltenes Salär der Personenunter-
nehmung 

 
250'000 

 
200'000 

 
 

 
200'000 

 
250'000 

Abzug Teilbesteuerung (70% von 
50'000) 

- 15'000  - 15'000 

Steuerbares Einkommen vor STAF-
Ermässigung 

435'000 200'000 235'000 

./. Zusatzabzug F&E (40% von CHF 
154'000) 

- 61'600  - 61’600 

Korrektur Entlastungsbegrenzung auf 
40% *) 

0 0 0 

Übriges Einkommen 120'000 120'000  

Steuerbares Reineinkommen 

(in %) 

493'400 320'000 

(64.86%) 

173'400 

(35.14%) 

./. Sozialabzüge 

(in %) 

- 10'000 - 6'486 

(64.86%) 

- 3'514 

(35.14%) 

Steuerbares Einkommen aus Sicht 
SG 

483'400 313'514 169'886 

*) Die Entlastungsbegrenzung kommt nicht zum Tragen: Das steuerbare Reineinkommen aus selbständiger 
Erwerbstätigkeit von CHF 173'400 ist grösser als 60% des steuerbaren Einkommens vor STAF-Ermässigung 
von CHF 235'000. 
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Lösungsansatz aus der Sicht des Geschäftskantons Zürich: 

Unter der Prämisse, dass die interkantonale Vereinbarung auch unter STAF fortgeführt wird, berechnet sich 
das steuerbare Einkommen von Adrian Abt aus der Sicht des Kantons Zürich wie folgt: 

 Total SG ZH 

Gewinn der Personenunternehmung (50%) 

Erhaltenes Salär von der Personenunternehmung 

250’000 
200'000 

 
200'000 

250'000 

Abzug Teilbesteuerung (50% von 50'000) - 25'000  - 25'000 

Steuerbares Einkommen vor STAF-Ermässigung 425'000 200'000 225'000 

./. STAF Massnahme (50% von CHF 154’000) - 77'000  - 77'000 

Korrektur Entlastungsbegrenzung auf 70% 0  0 

Übriges Einkommen 120'000 120'000  

Steuerbares Reineinkommen 

(in %) 

468'000 320'000 

(68.38%) 

148'000 

(31.62%) 

./. Sozialabzüge 

(in %) 

- 10'000 - 6'838 

(68.38%) 

- 3'162 

(31.62%) 

Steuerbares Einkommen aus Sicht ZH 458'000 313'162 144'838 

 

 
 


